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1 Begründung des Vorhabens 
Zur Produktion von Gesteinskörnungen und Mineralgemischen zur Belieferung der regionalen 
Bauwirtschaft verfügt die Firma Sämann GmbH & Co. KG über eine Genehmigung zum Abbau 
von Muschelkalk auf einer Fläche von 6,27 ha in der Gemarkung Kämpfelbach-Ersingen im 
Enzkreis ca. 7 km nordwestlich von Pforzheim und ca. 1,5 km südwestlich der Ortschaft 
Ersingen. 

 
Abbildung 1-1: Lage des Vorhabens (Google Earth) 

Eine detaillierte bergtechnische Planung des Rohstoffabbaus als Grundlage der 
Abbauentwicklung und sukzessiven Folgelandschaftsgestaltung ergab, dass eine technisch 
sinnvolle Rohstoffgewinnung unter Berücksichtigung der Aspekte der Wirtschaftlichkeit und 
regionalplanerisch bedeutsamen Rohstoffsicherung innerhalb der bereits genehmigten Flächen 
nur bedingt möglich ist. Die Hauptursache dieses Problems liegt in der Form der Abbaufläche 
sowie im Verlauf der Feldesgrenzen. Das relativ schmale und langgestreckte Abbaufeld mit 
einer nicht gradlinig verlaufenden Grenze im Nordosten führt zu einer Feldeseinschnürung. 
Resultierend können Teile des freigelegten Rohstoffes nicht gewonnen werden. Somit erlaubt 
die Flächeninanspruchnahme keinen vollständigen Rohstoffabbau innerhalb der genehmigten 
Fläche. 

Nördlich der aktuell genehmigten Abbaufläche schließt sich eine 4,4 ha große Fläche an, welche 
als schutzbedürftiger Bereich für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe ausgewiesen ist. 
Detaillierte bergtechnische Untersuchungen zeigen, dass eine Abbauerweiterung durch die 
Inanspruchnahme dieser Fläche zu einer Abbaukonzentration führt, die mit einer Optimierung 

Pforzheim 

B10 

A8 

Ersingen 

Kämpfelbach 

Steinbruch Kämpfelbach-Ersingen 
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der Nutzung des anstehenden Rohstoffs Kalkstein einhergeht. Hierdurch wird die spezifische 
Flächeninanspruchnahme, d.h. die Fläche je Tonne gewonnenen Kalksteins, bei der 
Rohstoffgewinnung verringert und somit optimiert - ein Umstand, der den landesplanerischen 
Entwicklungsbestrebungen entgegen kommt. 

Der im Steinbruch gewonnene Kalkstein wird nicht Vorort aufbereitet, sondern direkt auf 
straßenzugelassene Lastkraftwagen verladen und zum etwa 2 km Luftlinie südlich gelegenen 
Nachbarstandort Keltern der Firma NSN Natursteinwerke Nordschwarzwald transportiert und 
dort der bestehenden Aufbereitung aufgegeben. 

Antragsgegenstand ist das Erlangen der erforderlichen Abbaugenehmigung nach §16 BImSchG 
für den Kalksteinabbau auf der Erweiterungsfläche von rund 4,4 ha. 

Zur Vermeidung von Missverständnissen soll an dieser Stelle auf die zeitliche Entwicklung des 
Vorhabens hingewiesen werden. Ein Genehmigungsverfahren nach §16 BImSchG zum 
gleichen Antraggegenstand, d.h. Erweiterung des Steinbruchs auf die beschriebene 
Rohstoffsicherungsfläche, wurde im Jahr 2009 eingeleitet sowie die zugehörigen 
Genehmigungsunterlagen erstellt und im Jahr 2010 eingereicht. Aufgrund diverser technischer 
und organisatorischer Verzögerungen konnte das Genehmigungsverfahren leider nicht in der 
üblichen Zeitspanne abgeschlossen werden, so dass durch den Verzug die geforderte Aktualität 
und damit rechtliche Belastbarkeit von Teilen der erfolgten Untersuchungen und deren 
Ergebnissen, insbesondere der Umweltverträglichkeitsuntersuchung, nicht gewährleistet 
werden kann. Zur Erhöhung der Rechtssicherheit des Verfahrens wurde der Antrag am 
16.03.2017 zurückgezogen und mit dem Scoping-Termin am 11.07.2017 ein neues Verfahren 
eingeleitet. In diesem neuen Verfahren bleiben die Ziele und der Umfang des 
Antragsgegenstandes unverändert. Eine Vielzahl von Untersuchungsergebnissen behält daher 
seine Gültigkeit und wird weiterhin für die einzureichenden Antragsunterlagen verwendet. 
Darüber hinaus wurden weiterführende Untersuchungen und Aktualisierungen an geforderter 
Stelle durchgeführt. 
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2 Rechtliche Grundlagen 

2.1 Genehmigungen 

Die Firma Sämann Stein- und Kieswerke GmbH & Co KG verfügt über eine gültige 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung für den Abbau von Muschelkalk in den Gewannen 
„Bei der Viehfahrt“ und „Krausenäcker“ auf der Gemarkung Ersingen, Gemeinde Kämpfelbach, 
ausgestellt am 12. März 2004 und verlängert am 23. Mai 2007 (AZ: 40.106.11).  

2.2 Regionalplanung 

Die derzeitig genehmigte Abbaufläche des Steinbruches sowie die nord-nordöstlich 
anschließende, beantragte Erweiterungsfläche von 4,4 ha liegt gemäß des Teilregionalplanes 
Rohstoffsicherung 2000-2015 des Regionalverbandes Nordschwarzwald in einem 
schutzbedürftigen Gebiet für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe. 

In den schutzbedürftigen Bereichen für die Rohstoffsicherung sind die Nutzungsmöglichkeiten 
für einen Abbau zu sichern. Entgegenstehende Nutzungen, die einen Abbau verhindern oder 
erheblich erschweren würden, sind zu unterlassen. 

Die beantragte Erweiterungsfläche orientiert sich ausgehend von der oben genannten 
bestehenden Genehmigungsfläche an der ausgewiesen Grenze des schutzbedürftigen Bereichs 
für die Rohstoffsicherung. 

Die relevante Karte 7017-3 des Teilregionalplans Rohstoffsicherung ist in Abbildung 2-1 
dargestellt. Zusätzlich in diese Karte eingetragen sind die Grenzen der bestehenden 
Abbaugenehmigung, der Zufahrt (Betriebsfläche) und der beantragten, erweiterten 
Abbaufläche. 
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Abbildung 2-1: Karte 7017-3, Teilregionalplan Rohstoffsicherung 2000-2015, 

Regionalverband Nordschwarzwald 
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Gemäß Raumnutzungskarte (Regionalplan 2015) des Regionalverbands Nordschwarzwald, 
rechtsverbindlich seit dem 21.März 2005, ist die beantragte Erweiterungsfläche von 4,4 ha mit 
den Raumnutzungen Rohstoffsicherung, Bodenschutz, Regionaler Grünzug und Wasserschutz 
belegt. In Abbildung 2-2 wurde die Raumnutzungskarte um die Grenzen der bestehenden 
Abbaugenehmigung, der Zufahrt (Betriebsfläche) und der beantragten, erweiterten Abbaufläche 
ergänzt. 

 

 

 

Abbildung 2-2: Regionalplan 2015 Nordschwarzwald, Raumnutzung, Ausschnitt 

2.3 Flächennutzungsplanung 

Der Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbands (GVV) Kämpfelbachtal weist die 
bereits genehmigte Abbaufläche als Fläche für Abgrabungen zur Gewinnung oberflächennaher 
Bodenschätze aus. Die beantragte Erweiterungsfläche ist als Fläche für die Landwirtschaft 
ausgewiesen. Ausnahme bilden zwei Flurstücke in der nördlichen Ecke der Erweiterungsfläche 
mit rund 0,2 ha Flächen für die Forstwirtschaft. Sowohl die genehmigte als auch die beantragte 
Abbaufläche befinden sich innerhalb einer Wasserschutzgebietszone III. 

Die nachfolgende Abbildung zeigt den relevanten Ausschnitt des Flächennutzungsplans auf der 
Gemarkung Ersingen, ergänzt um die Grenzen der bestehenden Abbaugenehmigung, der 
Zufahrt (Betriebsfläche) und der beantragten, erweiterten Abbaufläche. 
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Abbildung 2-3: Flächennutzungsplan GVV Kämpfelbachtal, Ausschnitt 
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2.4 Eigentumsverhältnisse für die beanspruchten Flächen 

Abbildung 2-4 zeigt die während der einzelnen Abbauphasen beanspruchten Flächen und 
Flurstücke, die sich sämtlich auf der Gemarkung Ersingen befinden. 

 
Abbildung 2-4: geplante Abbauphasen und beanspruchte Flurstücke 
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Der Hauptteil der Grundstücke im Bereich der beantragten Erweiterungsfläche steht bereits im 
Eigentum der Firma Stein- und Kieswerke Sämann KG. Darüber hinaus bestehen für weitere 
Flurstücke bereits Verfügungsvereinbarungen mit den Grundeigentümern. Vor einer 
Inanspruchnahme werden rechtsverbindliche Regelungen für die restlichen Flächen getroffen. 

Sowohl die durch den genehmigten Steinbruch als auch die beantragte Erweiterung in Anspruch 
zu nehmenden Flurstücke sind tabellarisch in Anlage 1 und kartografisch in Anlage 2 
dokumentiert. 
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3 Datengrundlage 
Für die Zusammenstellung der vorliegenden Antragsunterlagen wurden die nachstehend 
aufgeführten Unterlagen genutzt: 

Genehmigungsrechtliche Unterlagen: 
[1] Immissionsschutzrechtliche Genehmigung für den Abbau von Muschelkalk in den 

Gewannen „Bei der Viehfahrt“ und „Krausenäcker“ auf Gemarkung Ersingen, 
Gemeinde Kämpfelbach, genehmigt durch das Landratsamt Enzkreis, AZ.: 40.106.11, 
12.03.2004 

[2] Teilregionalplan Rohstoffsicherung 2000-2015, Regionalverband Nordschwarzwald 
[3] Regionalplan 2015, Raumnutzungskarte, Regionalverband Nordschwarzwald  
[4] Flächennutzungsplan des GVV Kämpfelbachtal 
[5] Auszug aus der Liegenschaftskarte der Gemeinde Kämpfelbach, Maßstab 1:5.000 
[6] Satzung der Gemeinde Ersingen für ein „Sondergebiet“ Garten- und Gerätehütten 

Geologische / hydrologische Daten: 
[7] Hydrogeologischer Teilraum Muschelkalk-Platten, Bayerisches Landesamt für 

Umwelt (2007) 
[8] Hydrogeologische Erkundung Baden-Württemberg: Enzkreis - Mappe 2; 

Grundwasserdynamik, Grundwasserhaushalt, Grundwasserschutz, Boden, 
Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat Gewässer und Boden, (HGE Enzkreis (2008)) 

[9] Rohstoffgeologische Beurteilung von geplanten Gebieten zur Sicherung von 
Rohstoffen in der Region Nordschwarzwald, LGRB (2009) 

[10] Prüfbericht Nr. 84236, Untersuchung von Gesteinsmaterial, Institut Dr. Haag, 
30.08.2017 (Abschnitt 4 des Antrages) 

[11] Gutachten zur Lagerstätte und den Grundwasserverhältnissen im Erweiterungsgebiet 
des Steinbruches Kämpfelbach-Ersingen im Enzkreis der SÄMANN Stein- und 
Kieswerke Mühlacker (GA Nr. 303-10), Dr. Schmidt-Witte - Büro für Angewandte 
Geologie, 31.03.2018 (Abschnitt 4 des Antrages) 

Vorhabensspezifische Daten: 
[12] Schallimmissionsprognose für das Erweiterungsvorhaben des Steinbruches 

Kämpfelbach-Ersingen der Sämann Stein- und Kieswerke GmbH & Co. KG, 
öko-control GmbH, 23.02.2018 (Abschnitt 6 des Antrages) 

[13] Staubimmissionsprognose für das Erweiterungsvorhaben des Steinbruches 
Kämpfelbach-Ersingen der Sämann Stein- und Kieswerke GmbH & Co. KG, 
öko-control GmbH, 02.03.2018 (Abschnitt 7 des Antrages) 
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[14] Erschütterungsprognose zur Beurteilung der Sprengerschütterung in der Nachbarschaft 
des Steinbruchs Kämpfelbach-Ersingen, MTC Mining Technology Consulting, 
28.02.2018 (Abschnitt 8 des Antrages) 

Naturkundliche Daten: 
[15] Erläuterungsbericht zum Bestandsplan und zum Landschaftspflegerischen Begleitplan 

(LBP) mit Eingriffsregelung und artenschutzrechtlicher Prüfung gemäß § 44 
BNatSchG, Planungsbüro Beck und Partner, 06.04.2018 (Abschnitt 5 des Antrages) 

[16] Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) für die Erweiterung des Steinbruchs der Firma 
Sämann GmbH & Co.KG auf Gemarkungen Kämpfelbach-Ersingen im Enzkreis, 
Planungsbüro Beck & Partner, Karlsruhe, 30. April 2018 (Abschnitt 9 des Antrages) 

Kartenmaterial / Digitale Daten 
[17] Topografische Karte im Maßstab 1:25.000 
[18] Kartenwerke aus HGE Enzkreis (2008): 

Karte 1: Hydrologische Grundkarte mit Wasserschutzgebieten  
Karte 2a: Mittlerer Grundwassergleichenplan für die hydrogeologische Einheit Unterer 
Muschelkalk (mu) nach Stichtagsmessungen vom Mai 2005, Oktober 2005 und Mai 
2006 
Karte 5 (Themen A, B, C und D) Wasserhaushaltsgrößen 

[19] Geologische Karte 7017 Pfinztal im Maßstab 1:25.000, Geologisches Landesamt 
Baden-Württemberg, Stuttgart 1985 

[20] Erläuterungen zur GK25 Blatt 7017 Pfinztal , Geologisches Landesamt Baden-
Württemberg, Stuttgart 1985 

[21] Bestandsplan August 2017, Steinbruch Kämpfelbach-Ersingen der Sämann Stein- und 
Kieswerke GmbH & Co. KG (Anlage 3) 
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4 Geologische und lagerstättenkundliche Verhältnisse 

4.1 Stratigraphie und Petrographie 

Im Umfeld der geplanten Gewinnungsstätte stehen auf der hügeligen Hochfläche überwiegend 
die Schichteinheiten des Unteren Hauptmuschelkalkes (mo1, Trochitenkalk) als untere Einheit 
des Oberen Muschelkalkes an und nur in Resten die erhalten Schichten des Oberen 
Hauptmuschelkalkes (mo2, Noduskalk). Die liegenden Schichteinheiten des Mittleren 
Muschelkalks (mm) sind talabwärts an den Hängen in geringer Mächtigkeit aufgeschlossen. 
Unterer Muschelkalk und Buntsandstein sind bedingt durch die flache Lagerung der Schichten 
nicht aufgeschlossen. Bereichsweise sind die Schichteinheiten des Muschelkalks durch 
geringmächtige pleistozäne Ablagerungen aus Löß und Lößlehm bedeckt. Bodenbildung und 
Überdeckungen aus Hangschutt sind nur geringmächtig ausgebildet.  

Nach den Erläuterungen zur GK25 7017 Pfinztal [20] weist der mo2 eine Mächtigkeit von rund 
50 m und der mo1 eine Mächtigkeit von rund 20 m auf. Die Mächtigkeit des mm wird mit rund 
30-50 m angegeben. 

Abbildung 4-1 zeigt ein vereinfachtes Schichtprofil ohne weitere stratigraphische Unterteilung 
der Hauptschichteinheiten mo, mm und mu zur Verdeutlichung der Schichtmächtigkeiten und 
der Höhenlage der Schichtgrenze mo/mm. [19] 

Der mu besteht aus einer Abfolge von überwiegend dünnbankigen, grauen, bräunlichen und 
gelblichen Mergelstein mit Dolomitsteinbänken und grauem Kalkstein, welche in drei deutlich 
voneinander abgrenzbare lithostratigraphische Einheiten unterteilt werden können: mu1 
(Wellendolomit), mu2 (Wellenkalk) und mu3 (Orbicularius-Mergel). Nach der 
Karbonatklassifikation von Dunham sind diese Gesteine als Mudstones und Wackestones 
einzuordnen. Die Verkarstung innerhalb des mu ist meist sehr gering. 

Im mm treten die salinaren Gesteine Dolomit, Anhydrit bzw. Gips und Steinsalz oder deren 
Auslaugungsrelikte (Zellendolomit, „Rauhwacken“, Salzton) auf. Aufgrund der Lage der 
salinaren Schichteinheiten im Bereich des bewegten Grundwassers ist es überwiegend zur 
Auslaugung und Auflösung der Salze und Sulfate gekommen, so dass die ungestörte Profilfolge 
überwiegend nicht mehr erhalten ist. Bei vollständiger Auslaugung ist eine Reduzierung der 
Mächtigkeit auf rund die Hälfte der ursprünglichen Mächtigkeit zu beobachten Innerhalb des 
mm können eine liegende und eine hangende Schichteinheit aus Dolomiten, Rauhwacken und 
Hornsteinen (Obere und Untere Dolomit-Formation mmDo bzw. mmDu) sowie eine tonig, 
dolomitisch und mergelig geprägte mittlere Schichteinheit (Salinar-Formation mmS) 
voneinander unterschieden werden. Die Karbonate können als Mudstones und nur sehr 
untergeordnet als Wackestones eingeordnet werden. 

Der mo besteht aus einer Abfolge von feinkörnigen, dichten, mikritischen, fein- bis 
grobkristallinen Kalksteinbänken mit Bankmächtigkeiten im Dezimeterbereich im 
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unregelmäßigen Wechsel mit bioklastischen Kalken (Schillbänke) und gering aushaltenden 
Ton-/Mergelsteinflasern. Der mo1 zeichnet sich durch das massenhafte Auftreten von Trochiten 
aus („Trochitenkalk“). Innerhalb des mo1 können unterschiedliche Trochitenbänke 
(Packstones) unterschieden werden, die eine kompakte Folge reiner, blaugrauer, 
dezimeterdicker Kalkbänke („Blaukalke“, Mudstones) durchsetzt. Eine deutliche und mächtige 
Ausbildung der Haßmersheimer Mergel als wechsellagernde Schichteinheiten mit den 
Trochitenbänken ist im Abbaugebiet nicht gegeben. Die unebenen Schichtgrenzen zwischen 
Trochitenbänken und Blaukalken wird vielerorts durch gelbliche Schiefertonlagen getrennt. Die 
liegenden Partien des mo2 sind durch wenig verwitterungsresistente Tonhorizonte im Wechsel 
mit Mergeln und Tonschiefern gekennzeichnet. Die hangenden Schichten des mo2 mit den 
Oolithbänken, Schalentrümmerbänken und Terebratelbänken sind im Betrachtungsgebiet nicht 
aufgeschlossen. Innerhalb des mo sind örtlich Karstformen und Verkarstungserscheinungen 
vorhanden. 

 
Abbildung 4-1: Stratigraphisches Schichtprofil der Unteren Trias [19] 
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Die Mächtigkeit der anstehenden Schichteinheiten und der Übergang von hangendem mo1 zu 
liegendem mm wurden durch 5 zu Beobachtungspegeln ausgebaute Bohrungen im Jahr 1992 
und 1996 erkundet. Demnach beträgt die Mächtigkeit des mo 19-34 m. Sämtliche Bohrungen 
wurden bis in den Liegendbereich des mm bzw. Hangendbereich des mu niedergebracht. Eine 
Ausnahme stellt die Bohrung 1 dar, die lediglich bis in den Liegendbereich des mo geteuft 
wurde. Es wird darauf hingewiesen, dass die Ergebnisse dieser Bohrungen, d.h. die Ansprache 
und Zuordnung der erbohrten Gesteine zu unterschiedlichen lithostratigraphischen Einheiten, 
mangels vorhandener Bohrkerne o.ä. heute nicht mehr nachvollzogen werden kann und somit 
die vorhandenen Bohrprofile die einzige Datengrundlage darstellen. 

Nach Rücksprache mit dem Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe 
und Bergbau (LGRB) wurden daher im Jahre 2015 zwei Kernbohrungen zur Präzisierung der 
Rohstoffgeologie des Abbaufeldes durchgeführt. Nachgewiesen wurden flexurhafte 
Lagerungsverhältnisse innerhalb des zukünftigen Abbaus, in der die Schichtgrenze mo/mu mit 
einer Höhenlage von ca. 300 m bis auf ca. 280 m ü. NN zunächst nach Südosten, ab der 
Feldmitte nach Osten einfällt. 

Anhand der auswertbaren Bohrungen lässt sich die Schichtgrenze zwischen mo und mm und 
somit das Einfallen der Schichten mit rund 1,5° nach SE und E sowie daraus resultierend das 
Streichen NE-SW bzw. N-S konstruieren.  

4.2 Strukturgeologie und Tektonik 

Nach der Geologischen Karte Blatt 7017 Pfinztal [19] wird das weitere Betrachtungsgebiet 
durch mehrere rheinisch (SSW-NNE) streichende Verwerfungen als Staffelbrüche in einzelne 
Schollen zerlegt. Im Umfeld der geplanten Abbaufläche sind die Verwerfungen als 
Abschiebungen ausgebildet und zeigen bedingt durch ein generelles Einfallen nach WNW ein 
Absinken der NW Schollen an. Die Abschiebungen sowie der weiter im W sich anschließende 
Pfinztalgraben weisen somit auf eine Extensionstektonik hin, die im Zusammenhang mit der 
Entstehung des ebenfalls rheinisch streichenden Rheintalgrabens zu sehen ist. 

Die bedeutsamste Störung in unmittelbarer Nähe zum geplanten Vorhaben ist die Ersinger 
Verwerfung. Im Blattgebiet ist der streichende Verlauf der Störung über eine Länge von mehr 
als 6 km anzunehmen, d.h. durch die nur geringe Differenzierung innerhalb der Schichten des 
Nodus- und Trochitenkalks als Einheiten des mo ist der Verlauf der Verwerfung lediglich 
anhand der morphologischen Ausbildung des Geländes durch einen Geländesprung erkennbar. 
Es wird davon ausgegangen, dass die Verwerfung entlang des Streichens eine flexurartige 
Ausbildung und störungsparallele Staffelung im direkten Umfeld der Störung aufweist. Die 
Sprunghöhe nimmt von NNE nach SSW stetig zu und erreicht im S des Blattgebietes eine 
staffelungsbedingte Gesamtsprunghöhe von rund 70 m.  
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Wie o.a. zeigen die Schichteinheiten des Muschelkalkes ein generelles Einfallen mit rund 1,5° 
nach NE in Richtung auf das Kämpfelbachtal zu und somit ein Streichen von NW-SE.  

Die Korrelation der erbohrten Schichtgrenzen führt zu dem Schluss, dass P3 im Bereich einer 
rheinisch streichenden Verwerfung auf der Hangendscholle liegt. Der Vergleich der 
Schichtgrenze mo/mm in der Bohrung P3 mit den Bohrungen P1, P2 und P4 (vgl. Abbildung 
5-3) zeigt eine Sprunghöhe von rund 20 m an, d.h. dass der überwiegende Teil des geplanten 
Steinbruchs auf der abgesenkten Tiefscholle zu liegen kommt.  

Auch der Vergleich der Schichtgrenze mo/mm zwischen den Bohrungen P5 mit P1 und P2 weist 
auf das Vorhandensein einer abschiebenden Störung zwischen P4 und P5 hin. Die genaue Lage, 
das Streichen und die Reichweite der Verwerfung können aufgrund der nicht gegebenen 
Aufschlusssituation nicht mit Sicherheit angegeben werden. In Abbildung 4-2 sind die am 
rechten Bildrand verlaufende vermutete Ersinger Verwerfung sowie die o.a. rheinisch 
streichende Verwerfung am NW Rand des geplanten Abbaugebietes und die ebenfalls als 
vermutet eingetragene Störung im NE des Vorhabens ersichtlich. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass der größte Teil der geplanten Abbaufläche auf 
einer relativ zu den angrenzenden westlichen und nördlichen Hochschollen abgesenkten 
Tiefscholle liegt. Die Versatzbeträge können mit rund 15-20 m angenommen werden. 
Ursächlich für die intensiven bruchtektonischen Vorgänge können zum einen die tektonischen 
Ereignisse im Zusammenhang mit der Entstehung des Pfinztalgrabens gewesen sein, zum 
anderen könnten Auslaugungs- und Auflösungsvorgänge in den salinaren und sulfatreichen 
Schichten des mm zu der zu beobachtenden Absenkung geführt haben. 

Durch die zwei zusätzlichen Kernbohrungen im Jahr 2015 ist der Kenntnisstand zu den 
Lagerungsverhältnissen im Bereich der Antragsfläche erweitert worden. Beide Kernbohrungen 
haben gezeigt, dass auch im oberen Bereich des mmDo abschnittsweise kompakte 
Kalksteinlagen ausgebildet sind, die in einer Wechselfolge mit Dolomitgestein im Sinne einer 
Verzahnung der Zwergfaunaschichten moZ und der DiemelFormation mmD auftreten. 

Die beantragte Höhe der Tiefsohle auf 274 m ü. NN kann daher wie im bereits genehmigten 
Feld beibehalten werden, allerdings ist bereichsweise mit einer Qualitätsminderung des 
Rohstoffes beim Anschnitt der Gesteine im Übergangsbereich mo/mu zu rechnen. Zur 
Abschätzung der Verwertbarkeit dieser Gesteine wurden in Abstimmung mit dem LGRB die 
relevanten Bohrkernabschnitte der Kernbohrungen aus dem Jahr 2015 ausgewählt und durch 
das Institut Dr. Haag einer Eignungsprüfung unterzogen. Es wurde festgestellt, dass die 
Anforderungen an Gesteinskörnungen für Baustoffgemische im Straßenbau gemäß DIN EN 
13242 erfüllt werden. Eine Eignung als Zuschlagstoffe für Beton (DIN 12620) und Asphalt 
(DIN 13043) wurde - vorbehaltlich weiterer Untersuchungen - positiv in Aussicht gestellt. 
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Insbesondere im Nordwesten des Abbaufeldes jedoch wird die Nutzung der Gesteine nicht mehr 
vollständig im Profil möglich sein. Aufgrund der tektonischen Beanspruchung des Feldes wäre 
eine genauere Prognose nur über den unverhältnismäßigen Aufwand kleinräumiger 
Kernbohrungen möglich. Über eine entsprechende Verwendung der Gesteine kann nur im 
Fortschritt der Abbautätigkeit entschieden werden. 

 
Abbaufläche (blau) 
vorhandene und vermutete Strukturelemente (schwarz) 
Beobachtungspegel P1 bis P5 
Schnittspuren  I-I‘ und II-II‘ (gelb) 

Abbildung 4-2: GK25 Blatt 7017 Pfinztal, Ausschnitt [19] 

P1 

P2 

P3 

P4 

P5 

KB 2/15 

KB 1/15 

Schnitt I Schnitt II‘ 



Geologische und lagerstättenkundliche Verhältnisse 

 

16 

Ausgehend von den vorhandenen Daten der Erkundungsbohrungen und den Aufschlüssen in 
ehemaligen und aktuellen Abbaustellen wurden die nachfolgenden schematischen 
Schnittdarstellungen erstellt. Diese zeigen, dass die unter Kapitel 6 dargestellte Abbauplanung 
eine Gewinnung überwiegend im Schichtintervall des mo beinhaltet und insbesondere im 
Westteil ggfs. einen Eingriff in den Übergangsbereich zum mm vorsieht. 

 
Abbildung 4-3: schematischer Tagebauendstand, Schnitt I (NW-SE) 

 
Abbildung 4-4: schematischer Tagebauendstand, Schnitt II (SW-NE) 
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5 Hydrologische und hydrogeologische Verhältnisse 

5.1 Lage des Vorhabens zu Wasserschutzgebieten, Brunnen und Quellen 

Das Planungsvorhaben liegt in der Weiteren Schutzzone IIIA des ausgewiesenen 
Wasserschutzgebietes der Fassungen Ersingen I und II (LUBW-Nr. 236215) rund 1,5 km SW 
der Ersinger Tiefbrunnen. Im Bereich der B10 verläuft die Grenze zum sich nach S bis NNW 
anschließenden Wasserschutzgebiet LUBW-Nr. 236213. Innerhalb dieses flächenmäßig 
deutlich größeren WSG befindet sich rund 2,5 km in Richtung NNW die Brunnenfassung 
Sperlingshof. (Abbildung 5-1) 

 
Abbildung 5-1: Lage des Vorhabens zu Wasserschutzgebieten [18] 

Die Tiefbrunnen Ersingen sind im Bereich des mm und mu verfiltert und fördern Grundwasser 
aus dem unteren bzw. tieferen GW-Stockwerk (siehe 5.2). 

Innerhalb der Schutzzone II/IIA der Ersinger Tiefbrunnen und oberhalb der Brunnen im Tal 
liegen die zwei Seewiesenquellen. Diese treten im Bereich des mit Hangschutt bedeckten mm 
zutage und werden vermutlich aus hangparallelem Schichtwasser und oberflächennahem 
Abfluss gespeist. 

Tiefbrunnen Ersingen 
Fassung Sperlingshof 

Lage des Vorhabens 
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Abbildung 5-2: Lage des Vorhabens zum Einzugsgebiet der Tiefbrunnen Ersingen [18] 

5.2 Grundwasserstockwerke 

Die hydrogeologischen Verhältnisse im Umfeld des geplanten Abbaubetriebes sowie in der 
weiteren Umgebung sind durch die nahezu söhlig lagernden sedimentären Schichteinheiten der 
Trias und den mehrfachen Wechsel zwischen grundwasserleitenden und –stauenden Gesteinen 
geprägt. Im Betrachtungsgebiet sind dies die Schichteinheiten des Oberen und Unteren 
Muschelkalks. Durch die Wechselfolge der Gesteine sind im tieferen Untergrund mehrere 
Grundwasserstockwerke und eine schichtgebundene Grundwasserführung ausgebildet. 

Grundwasserleiter im Bereich des bedeutsamen Schichtintervalls sind der mo einschließlich der 
obersten Partien des mm (mmDo). Diese Einheiten stellen typische Kluft- und 
Karstgrundwasserleiter dar. Der mm ist als Grundwassergeringleiter einzustufen. 

Die lokalen Grundwassergegebenheiten wurden durch die Pegel P1 - P5 erkundet. Gem. der 
Untersuchungen des Büros Dr. Schmidt-Witte konnten während der Bohrungen zu den GW-
Messstellen keine Wasserzutritte im mo festgestellt werden. Die GW-Messstellen P2 – P5 
wurden im Gegensatz zu P1 bis in den Liegendbereich des mm bzw. den Hangendbereich des 
mu niedergebracht und zeigen lediglich im unteren GW-Stockwerk einen guten GW-Anschluss.  

Die Auswertung der Grundwassermessungen während und nach der Erstellung von 
Pegelbrunnen zeigt, dass das Grundwasser im unteren GW-Leiter gespannt ist, wie durch die 
Differenz zwischen „GW angetroffen“ und „GW-Ruhespiegel“ in Tabelle 5-1 belegt wird. 

Tiefbrunnen Ersingen 

Seewiesenquellen 

Lage des Vorhabens 
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Tabelle 5-1: Kennwerte der Pegelmessstellen (nach Schmidt-Witte, 2000) 

 

Seit 1996 wurden langjährige GW-Standmessungen der Pegel P2 – P5 durch das Büro Schmidt-
Witte durchgeführt, deren Ergebnisse in Abbildung 5-3 dargestellt sind. Die Messreihen zeigen 
das zu erwartende Schema sommerlicher Tiefstände und Grundwasserhochstände im 
Winter/Frühjahr.  

 
Abbildung 5-3: GW-Stände der Pegel P2 – P5 [11] 

Durch die mehrjährige Messung der GW-Stände in den GW-Messstellen P2 – P5 wird belegt, 
dass das obere GW-Stockwerk im mo im Bereich des Vorhabens nicht grundwasserführend ist. 
Dies ist zum einen auf das sehr kleine oberflächliche Einzugsgebiet zurückzuführen. Weiterhin 
wird der Oberflächenabfluss durch die Geländemorphologie dahingehend begünstigt, dass sich 
kein GW-Stockwerk im mo ausbilden kann. 

Pegel P1 P2 P3 P4 P5

Rechtswert 34 72 490 34 72 421 34 72 262 34 72 907 34 72 789
Hochwert 54 20 425 54 20 295 54 20 600 54 20 539 54 20 922

Höhe Bohransatzpunkt mNN 316,00 309,38 311,13 282,23 296,02
Höhe OK Standrohr mNN 316,70 310,12 311,93 282,88 296,02

Endteufe m 30 61 54 41 63
Geol. Formation mo1 mm mm mm mm/mu

GW-Ruhespiegel (27.10.1996) mNN 263,24 264,95 252,87 250,79
GW angetroffen bei Bohrung mNN 253,38 259,13 242,23 237,52

trocken
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Zusammenfassend kann die Grundwassersituation im Betrachtungsbereich wie nachfolgend 
dargestellt beschrieben werden: 

• Der obere GW-Leiter umfasst den Oberen Muschelkalk mo sowie Teile der Oberen 
Dolomit-Formation mmDo des Mittleren Muschelkalkes mm. Dieser Aquifer ist generell 
ein bedeutsamer Kluft- und Karstgrundwasserleiter. Die Erkenntnisse während der 
Bohrarbeiten sowie die langzeitigen Pegelbeobachtungen belegen, dass dieser GW-
Leiter westlich einer Linie P4/P5 jedoch nicht grundwasserführend ist. 

• Der untere GW-Leiter umfasst die liegenden Schichten des Mittleren Muschelkalks mm 
(Untere Dolomit-Formation mmDu) und die Hangendschichten des Unteren 
Muschelkalkes mu (Orbicularismergel mu3). Dieser Aquifer wird zur 
Grundwasserentnahme in den Ersinger Tiefbrunnen genutzt. 

• Die beiden durch die Pegel erschlossenen GW-Stockwerke sind durch die als 
wasserundurchlässig zu bezeichnende Salinar-Formation mmS des mm bzw. deren 
Auslaugungsrückstände voneinander getrennt. 

• Der tiefe und ergiebige Aquifer umfasst die Wellenkalke mu2 des Unteren 
Muschelkalkes mu und stellt einen bedeutsamen Kluftgrundwasserleiter dar. Dieses 
GW-Stockwerk wurde durch die Bohrungen jedoch nicht angeschnitten. 

• In keiner Bohrung wurde im oberen GW-Leiter Grundwasser angetroffen. Erst im 
Bereich der Unteren Dolomit-Formation des mm und somit im unteren GW-Stockwerk 
wurde in den Bohrungen P2–P5 Grundwasser angetroffen. In P1 wurde kein 
Grundwasser angetroffen, da diese Bohrung nicht bis in den mm geteuft wurde. 

• Keiner der höchsten Grundwasserstände erreicht oder übersteigt das Niveau der 
geplanten Tiefsohle bei 274 m ü.NN. Der höchste, am 13.03.2000 gemessene 
Grundwasserpegel in P2 mit 272,22 m ü.NN weist einen Abstand zur zukünftigen 
Tiefsohle von 1,78 m auf. 

5.3 Grundwasserfließrichtung 

Gemäß der Pegelbeobachtungen ist die Fließrichtung des GW im direkten Umfeld des 
Planungsvorhabens bei mittlerem GW-Stand grob in Richtung NE hin mit rund 2,4 % 
anzunehmen. Bei hohem GW-Stand ändert sich die abstromige Fließrichtung im nördlichen Teil 
des Abbaugebietes auf NE bis NNE bei einem Grundwassergefälle von im Mittel 1,9 % 
(Abbildung 5-5). 
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Abbildung 5-4: Grundwassergleichen vom 13.03.1997, hoher GW-Stand [11] 

Die mittleren Grundwassergleichen im regionalen Maßstab in der weiteren Umgebung des 
Betrachtungsgebietes für den tiefen Aquifer, d.h. die hydrogeologische Einheit mu2, sind nach 
[18] in Abbildung 5-6 dargestellt. Es ist ersichtlich, dass das Planungsgebiet im Randbereich 
bzw. außerhalb der konstruierten Grundwassergleichen des unteren Aquifers liegt. Für diesen 
Bereich konnten aufgrund fehlender Aufschlüsse und nur geringer GW-Mächtigkeiten keine 
Grundwassergleichen konstruiert werden. Es ist jedoch davon auszugehen, dass eine 
Extrapolation der Grundwassergleichen bis in den Betrachtungsbereich zulässig ist. Dies gilt 
gerade vor dem Hintergrund, dass die dargestellten Grundwassergleichen die GW-Oberfläche 
in den Wellenkalken mu2, d.h. den mittleren Schichteinheiten des mu, widerspiegeln. Nach [7] 
beträgt das GW-Gefälle etwa 0,5 % bei einer Grundwasserfließrichtung nach WNW. 
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Abbildung 5-5: Grundwassergleichen und – Fließrichtung im mu [18] 

5.4 Oberflächenabfluss 

Der geplante Steinbruch liegt an einem in Richtung SW exponierten Hangabschnitt der im 
Mittel mit 4° einfällt. Somit wird der Oberflächenabfluss des Niederschlages entscheidend 
durch die Morphologie des näheren Umfeldes des Planungsvorhabens beeinflusst.  

Die oberirdische Wasserscheide verläuft in NNW-SSE-Richtung grob parallel zur 
NE-Begrenzung der geplanten Erweiterungsfläche entlang des schwach ausgeprägten 
Höhenrückens zwischen der B10 im SW und Ersingen im NE.  

Somit ist der Kämpfelbach der Vorfluter des nach NE hin abfließenden Oberflächenwassers. 
Der Oberflächenabfluss in Richtung SW und damit der gesamte Oberflächenabfluss im Bereich 
der geplanten Abbaufläche fließt anhand der Geländemorphologie in Richtung des 
Taleinschnittes zur Bundesstraße B10 hin und wird dort im hangseitigen Straßengraben gefasst 
bzw. versickert im Bereich des Straßenbanketts.  

Lage des Vorhabens 
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5.5 Wasserhaushaltsbilanzierung des Vorhabens 

Zur Bilanzierung der Entwässerung im Tagebau wurden die Wasserhaushaltsgrößen der 
Hydrogeologischen Erkundung Baden-Württemberg (HGE) Enzkreis (2008) als maßgebliche 
Eingangsgrößen zugrunde gelegt. Folgende Größen fanden Eingang in die Bilanzierung: 

• langjähriger mittlerer Niederschlag 

• langjährige mittlere tatsächliche Verdunstung 

• langjährige mittlere Grundwasserneubildung 

Darüber hinaus wurden die spezifischen Durchlässigkeiten der anstehenden Gesteinseinheiten 
konservativ auf Grundlage regionaler Erfahrungs- und Vergleichswerte angenommen.  

Die Bilanzierung der Entwässerung im Tagebau wurde wie nachfolgend dargestellt zuerst für 
den Abbaustand 1 durchgeführt. Dieser Abbaustand stellt die zu anfangs hergestellt minimale 
offene Tagebaufläche dar (Kapitel 6.2.1). 

Die Fläche des Einzugsgebietes wurde anhand der Geländemorphologie und der im NE des 
geplanten Abbaugebietes gelegenen Wasserscheide im Bereich des Höhenrückens ermittelt. 
Diese umfasst sämtliche in Richtung Tagebau entwässernde Hangbereiche. 

Die nachfolgenden Abbildungen zeigen Ausschnitte aus [18] als herangezogene 
Eingangsgrößen mit Eintragung der Abbaufläche. Demnach ist für den Untersuchungsraum von 
einer jährlichen Niederschlagsmenge von 950 mm auszugehen. Die Verdunstung beträgt rund 
450 mm/a, die Grundwasserneubildung liegt bei etwa 350 mm/a. Dies entspricht einem 
durchschnittlichen Durchlässigkeitsbeiwert von 1,1x10-8 m/s. Nach dem Freilegen des 
Kalksteins und dem Entfernen von bindigem Oberboden, Hangschutt und ggf. vorhandenen, 
geringmächtigen und wenig wasserdurchlässigen Keuperschichten im Vorfeld der 
Abbautätigkeit ist davon auszugehen, dass die mittlere Durchlässigkeit sich um bis zu eine 
Zehnerpotenz erhöhen wird. Basierend auf den Angaben aus [7] und [8] ist die 
Wasserleitfähigkeit (kf-Wert) der Schichteinheit des mo im Betrachtungsbereich generell als 
mäßig bis hoch anzunehmen. Nach diesen Unterlagen beträgt die Wasserleitfähigkeit 
4,6x10-6 m/s bis 1x10-4 m/s. Der für die Wasserhaushaltsbilanzierung angenommene kf-Wert 
von 3x10-8 m/s liegt somit mindestens zwei Größenordnungen unter den vorgenannten Werten 
und ist daher als sehr konservativ anzusehen. Eine experimentelle Ermittlung und Überprüfung 
des Wasserleitfähigkeitswertes ist demnach nicht notwendig. 

Eine gesonderte Bemessung und Berücksichtigung der Entwässerung von befestigten Flächen 
bzw. nicht oberflächenbefestigten Rampen und Zufahrten im Tagebau mit spezifischen 
reduzierten Abflussbeiwerten ist vor dem Hintergrund des nur geringen Anteils an der 
Gesamtfläche des Tagebaus sowie des sehr konservativ angenommenen kf-Wertes in der 
Wasserhaushaltsbilanzierung nicht notwendig. 
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aus [18] mit Eintragung der Abbaufläche 
Abbildung 5-6: Langjähriger mittlerer Niederschlag, Betrachtungsraum: 950 mm/a 

 
aus [18] mit Eintragung der Abbaufläche 
Abbildung 5-7: Langjährige mittlere tatsächliche Verdunstung, Betrachtungsraum: 450 mm/a. 
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aus [18] mit Eintragung der Abbaufläche 
Abbildung 5-8: Langjährige mittlere Grundwasserneubildung, Betrachtungsraum: 350 mm/a. 

Die Bilanzierung der im Tagebau sich sammelnden Oberflächenwässer ist nachstehend 
exemplarisch für den ersten Abbaustand dargestellt. Die Berechnung erfolgt auf Grundlage der 
hydrologischen Grundgleichung wie folgt: 

Niederschlag = Versickerung + Abfluss + Verdunstung 

Offene Tagebaufläche 27.280 m² 
Niederschlag im Tagebau (950 mm/a) 25.916 m³/a 
Verdunstung auf Tagebau (400 mm/a) 10.912 m³/a 
Differenz Niederschlag, Verdunstung Tagebau 15.004 m³/a 
  

Fläche Einzugsgebiet 14.000 m² 
Niederschlag im Einzugsgebiet (950 mm/a) 13.300 m³/a 
Verdunstung auf Einzugsgebiet (450 mm/a) 6.300 m³/a 
Differenz Niederschlag, Verdunstung Einzugsgebiet 7.000 m³/a 
 

Gesamtwasserzustrom im Tagebau (15.004 + 7.000 m³/a) 22.004 m³/a 
Versickerung auf Fläche Tagebau (kf = 3,0 x 10-8 m/s) 25.809 m³/a 
Verbleibende Wassermenge im Tagebau 0 m³/a 

Wie aus der Bilanzierung erkennbar ist kann auf der offenen Tagebaufläche eine größere 
Wassermenge versickern als dem Tagebau durch Niederschlag direkt und aus dem 
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Einzugsgebiet zugeführt wird. Somit wird sich über den Betrachtungszeitraum eines Jahres kein 
Wasser im Tagebau ansammeln. 

Die Bilanzierung des Wasserhaushaltes für weitere Abbauphasen zeigt, dass es auch bei der 
Vergrößerung der Abbaufläche zu keiner nennenswerten dauerhaften Ansammlung von 
Oberflächenwässern im Tagebau kommt. 

Dennoch wird durch eine temporäre Wasserhaltung mit Abmessungen von ca. 4 m x 4 m bei 
rund 2 m Tiefe sichergestellt, dass sich anfallende Niederschlagswässer sammeln und 
verdunsten bzw. im Schichtintervall des mo versickern können. Die temporäre Wasserhaltung 
wird im Nordosten des Tagebautiefsten und somit bedingt durch das nach Nordosten gerichtete 
Einfallen der Schichteinheiten in den Schichten des mo angelegt. Ein tieferer Eingriff in die 
Schichten des mm wird nicht vorgenommen und somit die Wirksamkeit der hydraulischen 
Barriere zum unterlagernden GW-Stockwerk sicher erhalten. 

Bedingt durch die Dynamik des Abbaus ist es notwendig, die Lage der temporären 
Wasserhaltung auch kurzfristig zu variieren. Tritt dennoch infolge von Starkregenereignissen 
eine Stauwassersituation im Tagebautiefsten auf, wird der Gewinnungsbetrieb dort eingestellt. 

5.6 Bewertung des Einflusses der Abbauaktivität auf das Schutzgut 
Grundwasser 

5.6.1 Allgemeines 

Die für die Gewinnung vorgesehene Fläche und die relevante Umgebung wurden durch fünf 
Bohrungen erkundet. Darüber hinaus liefern die Bohrprofile der Tiefbrunnen Ersingen 
einschließlich der großflächigen Aufschlüsse in den ehemaligen Abbaustellen sowie der aktuelle 
Abbau umfassende und ausreichende Informationen hinsichtlich der anstehenden 
Gesteinseinheiten sowie der Raumlage der Schichtfolgen. Diese umfangreichen und direkten 
Erkundungsmaßnahmen bilden eine sichere Grundlage zur Beurteilung des Vorhabens. Eine 
Erfordernis für weitere Erkundungen, insbesondere durch indirekte geophysikalische 
Maßnahmen, wird nicht gesehen. 

Die Abbauplanung und die damit einhergehende Festlegung des Tagebautiefsten wurden 
basierend auf sämtlichen Aufschlüssen und vorhandenen Erkundungsbohrungen festgelegt. Der 
Abbau findet flächendeckend ausschließlich in den Schichteinheiten des mo statt und greift nicht 
in die Einheiten des mm ein. 

Im nordwestlichen Bereich in der Nähe der Bohrung P3 verläuft eine Störung mit einer 
Sprunghöhe von rund 20 m. Aus diesem Grund sieht die Abbauplanung vor, diese Ecke nicht 
bis auf das Niveau 275 m ü. NN abzubauen, sondern lediglich die Schichteinheiten des mo bis 
auf 295 m ü. NN in Anspruch zu nehmen. Somit ist auch für diesen Teilbereich ein 
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hydraulischer Kurzschluss auszuschließen, da die GW-Fließrichtung, wie durch die 
vorliegenden Untersuchungen bekannt ist, grob nach NE gerichtet ist. 

Im Rahmen der o.a. Erläuterungen wurde gezeigt, dass durch die Abbautätigkeit kein Eingriff 
in das Grundwasser erfolgt. Die vorgesehene Tagebautiefsohle wird im Oberen Muschelkalk 
angelegt, so dass zwischen dem wasserführenden GW-Stockwerk im Mittleren Muschelkalk 
eine Barriere von mindestens 15 m verbleibt. Eine Beeinträchtigung kann sicher ausgeschlossen 
werden, da dieses relativ mächtige Schichtintervall die als gering wasserdurchlässig 
charakterisierten Schichten des mm umfasst. Die Wässer werden bevorzugt entlang der 
Schichtoberfläche der geringwasserdurchlässigen Einheiten des Mittleren Muschelkalks in 
Richtung dem Vorfluter zuströmen. Ein Eintrag an mineralischen Feinstoffen in das tiefere 
Grundwasserstockwerk ist nicht gegeben. 

Die Bilanzierung des Wasserhaushaltes ergibt, dass es zu keiner Ansammlung von 
Oberflächenwässern im Tagebau kommt. Ausnahmen stellen Starkregenereignisse dar. In 
solchen Fällen wird der Betrieb für einige Tage eingestellt, bis das Oberflächenwasser 
vollständig versickert ist. Resultierend wird davon ausgegangen, dass es zu keiner durch den 
Betrieb verursachten mikrobiologischen oder anderweitigen Belastung der versickernden 
Wässer kommt.  

5.6.2 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Grundsätzlich können durch den Steinbruchbetrieb Verunreinigungen des Grundwassers in 
Folge von Betankung, Reparaturen und Instandhaltungen sowie Lagerung von Betriebsstoffen 
entstehen. Zur Vermeidung möglicher Verunreinigungen hat die Firma Sämann Stein- und 
Kieswerke GmbH & Co. KG für die zugehörigen Tätigkeiten sichere Betriebsabläufe und 
Flächen vorgesehen, die in Kapitel 7.3 beschrieben werden. 

5.6.3 Hydrogeologische Bewertung der zu berücksichtigenden Schutzgüter 

Die Trinkwasserversorgung der Gemeinde Kämpfelbach-Ersingen wurde in der Vergangenheit 
unter anderem durch die Brunnen I und II dargestellt. Das der vorhandenen Steinbruch-
Genehmigung zugrundeliegende Hydrogeologische Gutachten vom 27.01.2000 setzte sich mit 
den möglichen Auswirkungen auf die damals vorhandenen Brunnen auseinander. In dieser Zeit 
erfolgte eine Ersatzbohrung (Brunnen III) für die aus dem Jahr 1955 stammenden Brunnen I 
und II. Der neue Brunnenstandort befindet sich in ca. 20 m Abstand zu Brunnen II. Die alten 
Brunnen wurden zwischenzeitlich stillgelegt. Nach vorliegenden Bohrprofilen sowohl des 
Brunnens II als auch des Brunnens III wurde erwartungsgemäß die gleiche Schichtenfolge 
durchfahren. Der Ausbau erfolgte, wie unten dargestellt, weitgehend gleichsinnig. Aus 
hydrogeologischer Sicht können daher die beiden Brunnen als identisch gelten. Die Ergebnisse 
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des Markierungsversuches und die sonstigen Aussagen zur Auswirkung des Vorhabens auf die 
Trinkwassergewinnung gelten auch für Brunnen III. 

Tabelle 5-2: Gegenüberstellung der verfilterten bzw. ausgebauten Teilabschnitte 

Filterstrecken [m unter Gelände] 

Brunnen II Brunnen III 

Endteufe: 29 m Endteufe: 32 m 

ca. 8,0 - ca. 16,2 ca. 11,5 - ca. 13,5 

ca. 20,8 - ca. 26,2 ca. 18,8 - ca. 28,8 

Bedingt durch die Lage des Vorhabens in der Weiteren Schutzzone IIIA des 
Wasserschutzgebietes der Fassungen Ersingen I, II und III (Ersinger Tiefbrunnen) kommt dem 
Schutz des Grundwassers besondere Bedeutung zu. Darüber hinaus sind die Fassung 
Sperlingshof sowie die Seewiesenquellen als weitere zu berücksichtigende Schutzgüter 
hinsichtlich des Gewässerschutzes hydrogeologisch zu bewerten.  

Eine Beeinträchtigung der Ersinger Tiefbrunnen durch die Abbauaktivität kann, wie 
nachfolgend näher erläutert, sicher ausgeschlossen werden: 

• Der geplante Abbau umfasst ausschließlich die Schichteinheiten des mo. Dabei zeigen 
die Pegelbohrungen durchgängig, dass das obere GW-Stockwerk im mo nicht 
wasserführend ist. Darüber hinaus wurde durch Markierungsversuche belegt, dass kein 
Zusammenhang zwischen dem eingebrachten Tracer im mo und den Förderbrunnen 
besteht. Die Wirksamkeit der hydrologischen Barriere zwischen dem oberen und dem 
unteren GW-Stockwerk im mm bzw. mu wurde dadurch nachgewiesen.  

• Es liegen im alleinig grundwasserführenden unteren GW-Stockwerk gespannte GW-
Verhältnisse vor, wie durch die Unterschiede zwischen „Grundwasser angetroffen“ und 
„Grundwasser Ruhespiegel“ (vgl. Abschnitt 4) belegt wird. Dabei ist zur Beurteilung 
der hydraulisch wirksamen Barriere zwischen dem abzubauenden Schichtintervall und 
der Oberkante des unteren GW-Stockwerks die Höhenlage des gespannten GW-Spiegels 
maßgeblich. Die Planung sieht eine Tagebautiefsohle auf 274 m ü. NN vor. Hieraus 
ergibt sich ein Mindestabstand von rund 15 m, der als sicher und ausreichend für den 
Schutz des Grundwassers zu bewerten ist. Eine Beeinträchtigung kann sicher 
ausgeschlossen werden, da dieses relativ mächtige Schichtintervall die als gering 
wasserdurchlässig charakterisierten Schichten des mm umfasst. 

Eine mögliche Beeinträchtigung der Fassung Sperlingshof durch die geplanten 
Abbauaktivitäten kann aufgrund der nachfolgenden Sachverhalte sicher ausgeschlossen werden: 
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• Die Fassung Sperlingshof fördert aus dem unteren bzw. dem tiefen GW-Leiter im mm 
bzw. mu und steht somit hydrologisch nicht in Verbindung mit dem mo. 

• Nach Abbildung 5-4 und Abbildung 5-5 ist erkennbar, dass die Fließrichtung des 
unterhalb des geplanten Abbaus sich bewegenden Grundwassers im mm und im mu nicht 
auf die Fassung Sperlingshof gerichtet ist. 

• Die Lage der Abbaufläche auf einer um ca. 20 m abgeschobenen Tiefscholle sowie das 
Vorhandensein mehrerer Störungen verhindern eine hydrologische Anbindung des 
Oberen Muschelkalkes an die produktiven Aquifere im Mittleren und Unteren 
Muschelkalk. 

Die Beeinträchtigung der Seewiesenquellen kann wie nachfolgend dargestellt ebenfalls sicher 
ausgeschlossen werden: 

• Die Seewiesenquellen werden durch Schichtwasser in den verwitterten Einheiten des 
mo, jedoch auf der dem Abbau abgewandten Hangseite, gespeist. 

• Der mo und somit der obere Aquifer ist im Bereich und abstromig des geplanten 
Tagebaus nicht wasserführend. 

• Zwischen dem geplanten Tagebau und den Seewiesenquellen verläuft eine 
morphologisch bedingte Wasserscheide, die für den nicht wassergesättigten Raum 
zwischen Geländeoberkante und GW-Oberkante wirksam ist. In Verbindung mit dem 
nach SW gerichteten Oberflächenabfluss kann ausgeschlossen werden, dass Wasser aus 
dem zukünftigen Tagebaubereich den Quellen zuströmt. 

• Markierungsversuche mit Farbstoff belegen eindeutig, dass kein hydrogeologischer 
Zusammenhang mit dem im grundwasserfreien Schichtintervall des mo eingebrachten 
Tracer und den Seewiesenquellen besteht. 

5.6.4 Grundwasserüberwachung und Grundwassermonitoring 

Auf Grundlage der nicht gegebenen Beeinträchtigung der zu bewertenden Schutzobjekte 
Ersinger Tiefbrunnen, Fassung Sperlingshof und Seewiesenquellen ist folgendes, den Abbau 
und die Wiederverfüllung begleitendes Grundwassermonitoring vorgesehen: 

• Jährliche Beprobung der Grundwassermessstellen P2, P3, P4 und P5. Für den Fall, dass 
infolge der Abbautätigkeit der Pegel P3 wegfällt, wird ein Ersatzpegel hergestellt. 

• Jährliche Beprobung des Trinkwasserbrunnens Brunnen III der Wasserversorgung 
Kämpfelbach-Ersingen 

• Zum Monitoring des Grundwassers mit der Zielsetzung einer Beweissicherung beim 
ordnungsgemäßen Wiederverfüllen des Steinbruchs werden aus zwei Pegeln, die jeweils 
außerhalb des Tagebaues im Zustrom bzw. Abstrom des Grundwassers stehen, 
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Wasserproben entnommen. Sofern die aktuellen Pegel hierzu nicht geeignet sein sollten 
werden neue Pegel erstellt. 

• Der Parameter-Umfang wird aus der bestehenden Genehmigung übernommen und um 
die Schwermetalle Kupfer, Thallium und Zink erweitert, so dass alle Schwermetalle, die 
auch bei der Anlieferung des Auffüllungsmaterials gemäß der Verwaltungsvorschrift 
Boden zu untersuchen sind, abgedeckt werden. Vereinfacht ausgedrückt, umfasst die 
Analytik die Parameter des Grundmessprogrammes der LUBW und die Parameter in 
Lösung nach VwV-Boden (dort: Tab. 6-1). 

• Ein Grundwassermonitoring für die Phase der Wiederverfüllung wird unter Be-
rücksichtigung der Lage des Vorhabens im Wasserschutzgebiet entwickelt und mit den 
zuständigen Behörden abgestimmt. 
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6 Betriebsbeschreibung 

6.1 Diskussion einer Abbauvariante innerhalb der genehmigten Abbaugrenze 

Auf Basis des Gelände- und Lagerstättenmodells wurde eine detaillierte bergtechnische Planung 
innerhalb genehmigten Abbaugrenze in mehreren Schritten vorgenommen. In Abbildung 6-1 ist 
der Abbauendstand des genehmigten Steinbruchs dargestellt. 

 
Abbildung 6-1: Abbauendstand auf der genehmigten Fläche 

Neben der ungünstigen, lang gestreckten Feldesform allgemein ist als wesentliches Merkmal 
die zentrale Einschnürung der Abbaufläche durch den ungünstigen Verlauf der östlichen 
Abbaugrenze erkennbar. Hieraus ergeben sich erhebliche, rein zuschnittsbedingte Nachteile 
sowohl in der Gewinnung als auch der Rekultivierung: 

1. Die Lagerstätte wird in zwei separate Teile zergliedert, so dass eine vollständige Gewinnung 
der Lagerstätte nicht gewährleistet werden kann.  

2. Die Massenbilanzierung zeigt, dass bei der Inanspruchnahme nur der aktuell genehmigten 
Fläche von rund 6,27 ha nur ca. 1,36 Mio. m³ verwertbarer Kalkstein gewonnen werden 
können. Resultierend ist der spezifische Flächenverbrauch mit 4,6 ha/Mio. m³ verwertbarer 
Kalkstein ungünstig und ausschließlich der Form des Abbaufeldes geschuldet. 

3. Weiterhin wird durch den zweiflügeligen Abbau die Umsetzung einer der Gewinnung zeitnah 
folgenden Verfüllung und Rekultivierung behindert. 

Durch die beantragte und im Folgenden beschriebene Steinbrucherweiterung werden die 
genannten Nachteile vermieden und eine nachhaltige Gewinnung des Rohstoffes gewährleistet. 
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6.2 Abbauplanung 

Grundlage der nachstehend beschriebenen Abbauplanungen bilden dreidimensionale Modelle 
sowohl der Topografie als auch der Lagerstätte auf Basis der vorstehend genannten 
lagerstättenkundlichen Untersuchungsergebnisse. 

Zur Veranschaulichung der zeitlichen Entwicklung der Flächeninanspruchnahme und der 
nachfolgenden Rekultivierung erfolgte die Planung in fünf Abbau- und Rekultivierungsphasen. 
Diese Vorgehensweise erlaubt eine zeitabhängige Beurteilung der vom Betrieb ausgehenden 
Emissionen in Form von Staub, Lärm und Erschütterungen. (siehe Kapitel 8, 9, 10) 

Die planerischen Randbedingungen bei der Zuschnitts- und Abbauplanung umfassen folgende 
Annahmen: 

• Einrichtung der neuen Zufahrtsstraße zum geplanten Tagebau mit eigener Anbindung an 
die Bundesstraße B10 

• Einrichtung der Betriebsfläche für das Aufstellen der Sozial-und Materialcontainer 
• Einrichtung der betrieblichen Sonderfläche zur Betankung und Wartung der 

Betriebsfahrzeuge 
• Vollständige Gewinnung der Lagerstätte innerhalb der vorgesehenen Abbaugrenzen 

unter Berücksichtigung der geologischen Verhältnisse (Lagerstättenschutz) 
• Abraummächtigkeit im Mittel ca. 1 m 
• Tagebautiefstes auf 275 – 274 m ü. NN 

• Böschungswinkel 
• Gewinnungs- und Randböschungen: 70° 
• Kippenböschungen: 1:2 bzw. 1:3 (Nordböschung) 

• Höhe der Abbauwände: 20 m 
• Breite der Endbermen: 5 m 
• Rampensystem mit Neigung bis zu 12 % 
• Jahresproduktion 300.000 t Kalkstein 
• Fremdmassenaufnahme: unbelastetes, natürliches Boden- und Gesteinsmaterial aus der 

Region mit LAGA Zuordnungswerten von maximal Z0 
• 60.000 m³ pro Jahr während des Abbaus  
• 150.000 m³ pro Jahr während Verfüllung nach Abbauende 

6.2.1 Abbauphase 1 

In der ersten Abbauphase werden im bestehenden Steinbruch vorbereitende Maßnahmen für die 
nachfolgenden Abbauphasen durchgeführt. Zum einen werden im Bereich der Zufahrt die 
Voraussetzungen für die Einrichtung der zentralen Betriebseinrichtungen, d.h. die Aufstellung 
der Personal- und Materialcontainer und die Betonplatte für Wartungsarbeiten geschaffen. Zum 
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anderen wird der Steinbruch auf dem Niveau 294 m ü. NN erweitert, um ausreichende 
Platzverhältnisse für die weiteren Abbauphasen zu erreichen.  

Es ergibt sich bei einer Flächeninanspruchnahme von rund 2,2 ha. Der Abbau umfasst 
ca. 0,35 Mio. m³ innerhalb von rund 3 Jahren. 

6.2.2 Abbauphase 2 

In der zweiten Abbauphase wird die Gesteinsgewinnung in den südlichen Feldesteil geführt, um 
möglichst frühzeitig Platz für eine Innenverkippung von Abraum und Fremdmassen zu schaffen. 

Der Abbau erfolgt zweistufig. Zuerst wird die 294 m –Sohle in südwestlicher Richtung 
entwickelt. Parallel hierzu wird eine gradlinige Rampe zur Erschließung der 275 m-Sohle 
entlang der südwestlichen Abbaugrenze mitgeführt. Mit Erreichen der Endstellung der 
294 m-Sohle im Südwesten kann dort im zweiten Schritt die 275 m-Sohle aufgeschlossen und 
anschließend in nördliche Richtung entwickelt werden. Resultierend ergibt sich im 
südwestlichen Feldesteil ein Abbauendstand, so dass dort in der folgenden Abbauphase 3 mit 
einer Innenverkippung begonnen werden kann. 

In Abbauphase 2 werden rund 0,6 Mio. m³ verwertbarer Kalkstein in einem Zeitraum von 
ca. 5,2 Jahren gewonnen. Bei einer zusätzlichen Flächeninanspruchnahme von rund 2,8 ha 
beträgt die gesamte Betriebsfläche rund 5 ha. 

6.2.3 Abbauphase 3 

In Abbauphase 3 erfolgt die parallele Entwicklung beider Gewinnungssohlen in nordwestlicher 
Richtung. Die ursprünglich gradlinige Rampe zur der 274 m Sohle wird in eine gefaltete Rampe 
umgestaltet, um im südlichen Feldesteil größtmöglichen Raum für die Innenverkippung 
bereitzustellen und damit eine frühzeitige Rekultivierung zu ermöglichen.  

Unmittelbar nach Abbauphase 2 beginnt die Innenverkippung im südlichen Feldesteil und folgt 
dem Abbau in nordwestlicher Richtung in einem Mindestabstand von rund 40 m. Neben der 
Innenverkippung des eigenen Abraums wird mit der Aufnahme von Fremdmassen in Höhe von 
rund 60.000 m³ pro Jahr begonnen. Durch die rasche Entwicklung der Innenkippe wird 
frühzeitig die Morphologie der ehemaligen Topographie und eine Anbindung an das Umland 
erreicht, so dass im rückwärtigen Bereich des Steinbruchs auf rund 1 ha bereits mit einer 
Rekultivierung begonnen werden kann. 

Abbauphase 3 umfasst eine verwertbare Kalksteingewinnung von rund 0,48 Mio. m³ innerhalb 
von rund 4,1 Jahren. Die zusätzliche Flächeninanspruchnahme beträgt etwa 0,7 ha. Unter 
Berücksichtigung der rekultivierten Fläche von rund 1 ha umfasst die Betriebsfläche ca. 4,7 ha. 
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6.2.4 Abbauphase 4 

In der Abbauphase 4 wird der Abbau auf beiden Sohlen in nordwestlicher Richtung fortgeführt. 
Der Zugang zur 274 m-Sohle erfolgt weiterhin über eine gefaltete Rampe, damit eine 
flächenhafte Fortsetzung der Innenverkippung durchgehend gewährleistet ist. 

Weitere rund 2,4 ha der Innenkippe erreichen die Kontur der ehemaligen Geländemorphologie 
und können rekultiviert werden, so dass die Gesamtfläche der Rekultivierung auf ca. 3,4 ha 
ansteigt. 

In der vierten Abbauphase wird während etwa 9 Jahren eine verwertbare Förderung von rund 
1 Mio. m³ erreicht. Es werden zusätzlich ca. 3,3 ha Fläche in Anspruch genommen. Bei 
gleichzeitiger Rückgabe von rund 2,4 ha rekultivierter Flächen beträgt die Betriebsfläche 
ca. 7,3 ha. 

6.2.5 Abbauphase 5 (Abbauendstand) 

In Abbauphase 5 wird der Abbau bis zur nordwestlichen Abbaugrenze fortgeführt und damit 
der Abbauendstand erreicht. In der nordwestlichen Ecke des Feldes erfolgt aufgrund des mit 
einer Störungszone einhergehenden Vertikalversatzes der Kalksteinschichten kein Abbau, so 
dass sich ein rund 0,5 ha großes Plateau auf dem Niveau 294 m ü. NN ergibt. 

Dem Abbaufortschritt der oberen Sohle folgend wird eine sukzessive Umgestaltung der 
gefalteten Rampe hin zu einer gradlinigen Abfahrt auf die 274 m-Sohle durchgeführt, um die 
für die Innenverkippung zur Verfügung stehende Fläche im rückwärtigen Bereich zu 
maximieren. Resultierend können weitere rund 0,6 ha rekultiviert werden, so dass die 
Gesamtfläche der Rekultivierung auf rund 4 ha ansteigt. 

Abbauphase 5 umfasst eine verwertbare Kalksteingewinnung von rund 0,70 Mio. m³ innerhalb 
von ca. 5,1 Jahren. Bis zum Erreichen der Abbaugrenze werden in Abbauphase 5 abschließend 
rund 1,7 ha in Anspruch genommen. Durch die gleichzeitige Rückgabe von rund 0,6 ha 
rekultivierter Flächen beträgt die Betriebsfläche ca. 6,7 ha.  

Mit Abbaustand 5 wird die Kalksteingewinnung beendet. Insgesamt wird 3,05 Mio. m³ 
verwertbarer Kalkstein innerhalb von rund 26,5 Jahren gewonnen. Die Innenverkippung von 
Abraum und Fremdmassen beläuft sich auf insgesamt 1,82 Mio. m³. Bis zum Ende der 
Gesteinsgewinnung kann auf rund 4 ha der Innenkippe eine Rekultivierung erfolgen. 

6.2.6 Abbauphase 6 (Endstand der Verfüllung) 

Unter Berücksichtigung naturschutzrechtlicher und landwirtschaftlicher Belange gemäß der 
Rücksprache mit den Genehmigungsbehörden sieht der Rekultivierungsplan keine 
Vollverfüllung vor. Insgesamt werden rund 7,7 ha der in Anspruch genommenen Fläche wieder 
geländegleich aufgefüllt und können einer landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt werden. Auf 
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den restlichen rund 2 ha besitzen naturschutzfachliche Aspekte Vorrang. Diese umfassen das 
Offenhalten der rund 500 m langen, obersten Felsböschung entlang der nordwestlichen 
Randböschung sowie das Felsplateau mit rund 0,55 ha Fläche im Bereich der NW-Ecke des 
Tagebaus. Die dem Plateau und der Felsböschung zugewandte Kippenböschung weist eine 
flache Neigung von 1:3 auf. Ebenso wird die Tagebauausfahrt wird nicht vollständig verfüllt, 
so dass auch dort Felsböschungen offen bleiben. 

Im Anschluss an die 5 Gewinnungsphasen wird die Verfüllung des Steinbruches fortgeführt, 
wobei mit dem Wegfall der räumlichen Zwänge durch die Gesteinsgewinnung die jährliche 
Fremdmassenaufnahme auf rund 150.000 m³ gesteigert werden kann, so dass die endgültige 
Zielkontur der Innenkippe nach weiteren rund 10,2 Jahren erreicht wird. 

6.3 Zusammenfassung der Flächen- und Massenbilanzierung 

Die im Rahmen der Abbauplanung durchgeführte computergestützte Flächen- und 
Massenbilanzierung zeigt, dass innerhalb der genehmigten Abbaufläche (6,27 ha) und der 
beantragten Erweiterungsfläche (4,4 ha) rund 3,6 Mio. m³ Kalkstein gewonnen werden können.  

Unter Berücksichtigung der unproduktiven Anteile (Vorsieb) in der Rohförderung von rund 
15 % beträgt die verwertbare Rohstoffmenge an Kalkstein rund 3,05 Mio. m³ bzw. 7,93 Mio. t. 
Die Vorsiebmenge umfasst ca. 0,54 Mio. m³.  

Gegenüber der in Kapitel 6.1 diskutierten Abbauvariante innerhalb der genehmigten 
Abbaugrenze wird der spezifische Flächenverbrauch durch den optimierten Zuschnitt der auf 
ca. 10,7 ha erweiterten Gesamtabbaufläche um etwa ein Viertel auf rund 3,5 ha/Mio. m³ 
verwertbarer Kalkstein verringert. 

Bei einer Abraumüberdeckung von rund 1 m beläuft sich die sukzessive vorlaufend zu 
beräumende Abraummenge auf rund 95.000 m³. 

Das Gesamtvolumen der Innenverkippung aus eigenem Material setzt sich aus Abraum und 
Vorsiebmaterial zusammen und beläuft sich unter Berücksichtigung einer bleibenden 
Auflockerung von rund 15% auf rund 0,73 Mio. m³. 

Die Fremdmassenaufnahme beginnt mit der 3. Abbauphase und beträgt konstant rund 60.000 m³ 
pro Jahr. Nach dem Ende der Gesteinsgewinnung kann die jährliche Fremdmassenaufnahme auf 
150.000 m³ gesteigert werden. Insgesamt werden rund 2,63 Mio. m³ Fremdmassen 
aufgenommen. 

In Tabelle 6-1 sind die Eckdaten der einzelnen Abbauphasen basierend auf einer verwertbaren 
Jahresförderung von 300.000 t Kalkstein bei einer Rohdichte von 2,6 t/m³ zusammengefasst. 
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Tabelle 6-1: Abbauplanung - Eckdaten 

Abbauphase 
Flächen-

inanspruchnahme 
Verwertbare 
Förderung 

Dauer 

Abbauphase 1 2,2 ha 0,35 Mio. m³ 3,0 Jahre 
Abbauphase 2 2,8 ha 0,60 Mio. m³ 5,2 Jahre 
Abbauphase 3 0,7 ha 0,47 Mio. m³ 4,1 Jahre 
Abbauphase 4 3,3 ha 1,04 Mio. m³ 9,0 Jahre 
Abbauphase 5 1,7 ha 0,59 Mio. m³ 5,1 Jahre 

Summe 10,7 ha 3,05 Mio. m³ 26,4 Jahre 
(bei Dichte Kalkstein 2,6 t/m³) 7,93 Mio. t  

Im Anschluss an die rund 26,4 Jahre umfassende Abbauphase erfolgt innerhalb von rund 
10,3 Jahren die Teilverfüllung des Steinbruchs gemäß der Rekultivierungsplanung. Die 
Gesamtlaufzeit des Vorhabens beträgt rund 36,7 Jahre. 

Die nachstehenden Abbildungen zeigen die geplante Abbauentwicklung anhand von Karten und 
Profildarstellungen. Die dem Abbaufortschritt stetig folgende, temporäre Wasserhaltung ist als 
blaue Ellipse skizziert dargestellt. (Maßstäbliche Karten der Abbauphasen und Profile sind in 
Anlage 3 und Anlage 4 beigefügt.) 

 
Abbildung 6-2: Abbauphase 1 (links) und 2 (rechts) 
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Abbildung 6-3: Abbauphase 3 (links) und 4 (rechts) 

  
Abbildung 6-4: Abbauendstand (links) und Endstand der Verfüllung (rechts) 
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Abbildung 6-5: Profildarstellungen der 5 Abbauphasen 
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Abbildung 6-6: Profildarstellung des Endstands der Verfüllung 

6.4 Vorgesehenes Gewinnungs- und Transportkonzept 

Die Gewinnungstechnologie umfasst eine selektive, vorauseilende Beräumung und 
Zwischenlagerung des Mutterbodens sowie die Beseitigung der geringmächtigen 
Abraumüberdeckung mittels Radlader oder Kettenbagger.  

Die Gewinnung des Kalksteins erfolgt im Bohr- und Sprengbetrieb durch 
Großbohrlochsprengungen. Hierzu werden patronierte Ammongelite als Grundladung im 
Bohrlochtiefsten sowie lose Ammoniumnitrat-Sprengstoffe als Oberladung mit elektrischen 
Kurzzeitzündern eingesetzt. Zur sicheren Einhaltung der Erschütterungswerte für die 
nordwestlich des Steinbruchs innerhalb des Sondergebiets liegenden Garten- und Gerätehütten 
wird im Nordosten des Abbaufeldes, ab einer Entfernung von 100 m zur Grenze des 
Sondergebietes, die Sprengung mit geteilter Ladesäule durchgeführt. Diese Sprengungen sollten 
bevorzugt in Form von Auflockerungssprengungen erfolgen, damit anschließend mittels eines 
Hydraulikbaggers das Material direkt gewonnen werden kann. Aufgrund des relativ geringen 
Umfangs der Sprengarbeiten werden diese durch anerkannte und zuverlässige 
Sprengunternehmen als Dienstleistung durchgeführt. Sprengstoffe werden nicht auf dem 
Betriebsgelände gelagert.  

Sofern bei Bohr- und Sprengarbeiten Gesteinsblöcke (Knäpper) anfallen, welche aufgrund der 
Größe nicht direkt geladen und transportiert werden können, werden diese vor Ort mit Hilfe 
eines Hydraulikhammers zerkleinert. Mittels einer Schnellwechseleinrichtung am 
Hydraulikbagger kann bei Bedarf ein Wechsel zwischen der Ladeschaufel und dem 
Hydraulikhammer erfolgen. Diese Vorgehensweise ist ein gängiges Verfahren in Steinbrüchen 
und Tagebauen.  

Es erfolgt keine Aufbereitung des Kalksteins vor Ort, d.h. im Steinbruch Kämpfelbach-Ersingen 
wird das Material weder gebrochen noch klassiert. Das gesprengte Haufwerk wird mit Radlader 
oder Hydraulikbagger direkt auf straßenzugelassene Lastkraftwagen verladen. Der Transport 
des Kalksteins erfolgt zum etwa 2 km Luftlinie südlich gelegenen Nachbarstandort Keltern der 
Firma NSN Natursteinwerke Nordschwarzwald zur Aufbereitung (siehe Abbildung 6-7). 
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Abbildung 6-7: Lage der Steinbrüche Kämpfelbach-Ersingen und Keltern 

Der Steinbruch Keltern verfügt über eine Genehmigung nach §16 BImSchG. Die letzte 
Änderungsgenehmigung nach §16 BImSchG wurde am 20.01.2014 erteilt. Diese beinhaltet die 
Baugenehmigung sowie die naturschutzrechtliche Baugenehmigung für dieses Vorhaben. 
Darüber hinaus wurde am 29.06.1990 die immissionsschutzrechtlich Genehmigung für die 
Aufbereitung bzw. die Verarbeitung von Gesteinsmaterial erteilt (AZ.: 40-106.11). 

Zur Anbindung des Steinbruchs Kämpfelbach-Ersingen an die Bundesstraße B10 wurde bereits 
eine Zufahrt erstellt. Diese Zufahrtsstraße verläuft ausgehend von der Steinbruchausfahrt 
zunächst rund 400 m in südöstlicher Richtung parallel zur B10 und mündet dann in diese. Mit 
Beginn der Rekultivierung im Steinbruch wird die beschriebene Straßenanbindung an die B10 
zum Antransport von Fremdmassen genutzt. Für anfahrende LKW aus Richtung Remchingen 
ist auf der B10 eine Linksabbiegerspur eingerichtet. (Abbildung 6-8) 

Pforzheim 

B10 

A8 

Steinbruch Keltern 

Ersingen 

Kämpfelbach 

Steinbruch Kämpfelbach-Ersingen 
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Abbildung 6-8: Zufahrt von der B10 zum Steinbruch (Google Earth) 

6.5 Sonstige innerbetriebliche Einrichtungen 

Auf der Betriebsfläche des Steinbruches werden keine festen Gebäude errichtet. Sämtliche 
Betriebsanlagen sind mobil ausgeführt und werden nachstehend erläutert. 

Die vorgesehene Lage der innerbetrieblichen Einrichtungen ist in Anlage 3 dokumentiert. 

6.5.1 Sozialräume und sanitäre Einrichtungen 

Auf dem Betriebsgelände des Steinbruches wird ein verschließbarer Container als Sozialraum 
eingesetzt sowie eine mobile Baustellen-Toilette mit Frischwasserwaschmöglichkeit stationiert. 

Die DIXI Fresh Toilette verfügt über einen geschlossenen 250 l Abwassertank mit integrierter 
Doppelentlüftung. Die Befüllung, Reinigung, Wartung und Abwasserentsorgung erfolgt durch 
einen externen, qualifizierten Dienstleister. 

In Abschnitt 10 des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsantrages ist der Bauantrag 
einschließlich Plandarstellung, Dokumentation der Statik sowie der Typenprüfung beigefügt. 

Steinbruch  
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Der Stromversorgung der Container erfolgt über eine bereits erstellte Anbindung an einen 
nahegelegenen Strom-/Kabelverteilerschrank des öffentlichen Stromnetzes im Bereich der 
Zufahrt zur B10.  

  
Abbildung 6-9: Mobile Baucontainerlösung und Baustellen-Toilette 

6.5.2 Einrichtungen zur Gerätewartung und –betankung sowie Lagerung von 
Betriebsstoffen 

Eine detaillierte Beschreibung der Einrichtungen zur Gerätewartung und –betankung erfolgt in 
Kapitel 7.3, das den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen behandelt. Zusammenfassend 
kann dargestellt werden: 

• Straßenzugelassene Fahrzeuge 

o Betankung und Wartung außerhalb des Steinbruchs 

• Fahrzeuge ohne Straßenzulassung 

o Betankung auf temporär errichteter, mineralisch abgedichteter Sonderfläche im 
Steinbruch mittels branchenüblicher Baustellenbetankungsanlage 

o Gerätewartung auf stationärer, betonierter Fläche an der Steinbruchausfahrt (am 
Materialcontainer) 

o An beiden Betriebspunkten wird ausreichend Bindemittel für Öle und Kraftstoff 
vorgehalten, um im Falle des Auslaufens von Betriebsstoffen diese sachgemäß 
aufnehmen und entsorgen zu können. 

• Lagerung von Betriebsstoffen im Materialcontainer an der Steinbruchzufahrt 
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7 Betriebsabläufe und -sicherheit 

7.1 Arbeitsschutz 

Durch die Abbauerweiterung bleiben die bisherigen betrieblichen Abläufe bei der 
Gesteinsgewinnung unverändert, so dass die bestehenden Vorschriften für die betrieblichen 
Tätigkeiten im Gewinnungsbetrieb weiterhin Bestand haben. 

Nachrichtlich wird darauf hingewiesen, dass die Firma Sämann Stein- und Kieswerke GmbH & 
Co. KG freiwillig an dem Verfahren „Sicher mit System“ der Berufsgenossenschaft Rohstoffe 
und chemische Industrie BG RCI teilgenommen hat und mit dem zugehörigen Gütesiegel 
ausgezeichnet wurde, das für herausragende Leistungen im Bereich Arbeitsschutz und 
Arbeitssicherheit verliehen wird. 

7.2 Brandschutzeinrichtungen 

Durch die Steinbrucherweiterung ergibt sich keine Änderung des Genehmigungsbestandes im 
Hinblick auf den Brandschutz. 

Das Sicherheitskonzept des Steinbruchbetriebes beinhaltet weiterhin brandschutztechnische 
Anlagen in Form von tragbaren Feuerlöschgeräten. Diese werden auf dem Betriebsgelände in 
ausreichender Anzahl nach DIN EN 3 für die erforderlichen Brandklassen bereitgestellt. 

Die Art des Brandbekämpfungsmittels wird dem jeweiligen Einsatzort, d.h. Betriebsfahrzeug, 
Materialcontainer und Sozialraum angepasst. 

7.3 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (§§ 63 WHG) 

Durch den Steinbruchbetrieb können trotz sorgfältiger Arbeitsweise grundsätzlich 
Verunreinigungen des Grundwassers in Folge von Betankung, Reparaturen und 
Instandhaltungen sowie Lagerung von Betriebsstoffen entstehen.  

Nachstehend wird die betriebliche Vorgehensweise beim Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen beschrieben.  

Betankung 
Prinzipiell werden Fahrzeuge, die über eine Straßenzulassung verfügen, außerhalb des 
Betriebsgeländes an einer öffentlichen Tankstelle betankt.  

Zum Zweck der Betankung der Fahrzeuge ohne Straßenzulassung, insbesondere von 
Kettenfahrzeugen, wird im Steinbruch in unmittelbarer Nähe zum Abbauort eine temporäre 
Sonderfläche eingerichtet. Der Aufbau dieser Sonderfläche sieht den Einbau einer mehrere 
Dezimeter mächtigen Schicht aus verdichtetem, bindigen, wasserundurchlässigen, geogenen 
Material (KGW-Korngemisch) vor. Mit fortschreitendem Abbau folgt die Betankungsfläche 
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periodisch der Ladestelle. Bei der Errichtung einer neuen Betankungsfläche wird die vorherige 
vollständig rückgebaut und das Dichtungsmaterial ordnungsgemäß entsorgt. Die Betankung von 
Fahrzeugen im Steinbruch erfolgt mittels einer branchenüblichen Baustellenbetankungsanlage, 
die auf einem straßenzugelassenen Fahrzeug installiert ist. Zur Gewährleistung der Sicherheit 
werden Betankungen ausschließlich durch unterwiesenes Personal durchgeführt. Das 
Betankungsfahrzeug verfügt über eine automatische Abstellung. 

Ausgetretene Kleinmengen an Kraftstoff, einschließlich eventuell verunreinigter Partien der 
mineralischen Dichtung, werden sofort aufgenommen und ordnungsgemäß entsorgt. Zusätzlich 
wird in der Nähe des Materialcontainers ein kleiner Notfall-Container mit Abdeckplane 
aufgestellt (Abbildung 7-1). Bindemittel für Öle und Kraftstoff werden stets in ausreichender 
Menge vorgehalten. 

 
Abbildung 7-1: Notfall-Container mit Abdeckplane 

Wartung und Reparatur 
Regelmäßige Wartungen straßenverkehrszugelassener Fahrzeuge erfolgen nicht im Steinbruch, 
sondern werden an Subunternehmer vergeben, die je nach Fahrzeug- oder Gerätetyp die 
Wartung in eigenen Werkstätten oder beim Händler bzw. Vermieter durchführen. 

Kurzfristig Reparaturen mobiler Maschinen des Steinbruchbetriebs ohne 
Straßenverkehrszulassung werden zentral im Bereich der Zufahrt zum Steinbruch auf einer 
Arbeitsfläche durchgeführt, die als ca. 10 m x 15 m große Betonplatte mit zentraler Eintiefung 
ausgeführt wird. Im in unmittelbarer Nähe befindlichen Materialcontainer wird stets eine 
ausreichende Menge geeigneter Bindemittel vorgehalten, damit im Falle des Auslaufens von 
Betriebsstoffen diese sachgemäß aufgenommen und entsorgt werden können. 

Die Lage der Sonderfläche für die Wartung und Reparatur ist in Anlage 3 dokumentiert. 

Lagerung von Betriebsstoffen 
Die Betriebsplanung sieht vor, geringe Mengen der Betriebsstoffe wie Kraftstoffe, Öle und Fette 
ausschließlich im verschließbaren Materialcontainer vorzuhalten. Die Aufbewahrung der 
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Betriebsstoffe erfolgt in Kanistern mit zugehörigen Auffangwannen. Die Auffangwannen sind 
so bemessen, dass diese das Lagervolumen vollständig aufnehmen können. 

Die Lage des Containers zur Lagerung von Betriebsstoffen ist in Anlage 3 dokumentiert. 

7.4 Umgang mit Sprengstoffen 
Durch den Antragsgegenstand ergeben sich keinerlei Änderungen gegenüber dem genehmigten 
Bestand der betrieblichen Abläufe beim Umgang mit Sprengstoffen. 

Aufgrund des relativ geringen Umfangs der Sprengarbeiten werden diese durch anerkannte und 
zuverlässige Sprengunternehmen als Dienstleistung durchgeführt. Sprengstoffe werden nicht 
auf dem Betriebsgelände gelagert.  

7.5 Fremdmassenannahme 

Grundsätzlich werden die Rahmenbedingungen zur Annahme von Bodenmaterialien durch die 
„Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums Baden-Württemberg für die Verwertung von 
als Abfall eingestuftem Bodenmaterial“ (VwV-Boden BW) vorgegeben. Die im Steinbruch 
Kämpfelbach-Ersingen zukünftig angenommenen Fremdmassen bestehen aus unbelastetem, 
natürlichem Boden- und Gesteinsmaterial aus der Region der Qualitätsstufe Z0.  

Das Personal prüft bei der Anlieferung von Verfüllmaterial, ob der erforderliche Prüfbericht 
gem. VwV-Boden BW mit Freigabe vorliegt. Bei positiver Beurteilung wird dem Anlieferer die 
Kippstelle zum Materialabladen zugewiesen. Anlieferungen, die nicht den Vorschriften und der 
Genehmigung entsprechen, werden abgelehnt. Die Annahmeverweigerung wird mit 
Ablehnungsbegründung im Betriebstagebuch dokumentiert. 

Bei der Sämann Stein- und Kieswerke GmbH & Co. KG sind verschiedene Managementsysteme 
etabliert. Dazu gehört ein Qualitätsmanagementsystem (QM) und die Zertifizierung zum 
Entsorgungsfachbetrieb (EfB). Diese enthalten Verfahrensanweisungen, in denen die Annahme 
von Erdaushub und Boden, die Eingangskontrolle und das Führen eines Betriebstagebuchs 
geregelt sind. Eine Überwachung findet durch externe QM- und EFB- Auditoren statt. 

Regelmäßige Unterweisungen und Schulungen der Mitarbeiter sind ein wichtiger Bestandteil 
des EfB- und des QM-Systems. Dies trägt zur Wahrung der Kontrollfunktion des fachkundigen, 
weisungsbefugten Personals im Bereich der Annahme von Bodenaushub bei. 

7.6 Straßenreinigung 

Die mit Kalkstein beladenen LKW befahren zunächst die oben beschriebene, innerbetriebliche 
Zufahrtsstraße bevor sie auf der B10 in den öffentlichen Verkehrsraum gelangen. Mit rund 
400 m Länge bietet diese Betriebsstraße ausreichend Abrollstrecke zur Reifenreinigung, so dass 
eine Verunreinigung der B10 vermieden wird. Das Kehren der Betriebsstraße erfolgt abhängig 
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von den Witterungsverhältnissen bzw. der Verunreinigung der Reifen und wird durch die 
betriebseigene Kehrmaschine Nothhelfer Kobit K8 mit 8,8 m³ Kehrrichtbehälter und 200 bar 
Hochdruckwaschanlage mit Flächenabsaugung durchgeführt. 

7.7 Einfriedung 

Zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und zur Bewahrung der Allgemeinheit vor 
Schäden und Gefahren wird das Abbaufeld durch die Errichtung eines Zaunes gegen Zutritt 
Unbefugter gesichert. 

Vorhandene Tore der Umzäunung werden abgeschlossen und soweit betriebstechnisch möglich, 
während des Abbaubetriebes geschlossen gehalten. 

An geeigneten Stellen, insbesondere im Bereich von Wegen und Toren, werden Hinweisschilder 
mit dem Verbot des unbefugten Betretens angebracht. 

7.8 Entsorgung von Abfall und Abwässern 

Abfallentsorgung 
Im Steinbruch fallen verfahrensbedingt keine Abfälle an. Die gesamte verkaufsfähige 
Gesteinsmenge wird einer Weiterverarbeitung im Steinbruch Keltern zugeführt. Unverwertbare 
Gesteinsanteile und der vorlaufend anfallende Abraum erfüllen eine wesentliche Funktion für 
die Gestaltung der topographischen Endsituation und die Rekultivierung, so dass diese keinen 
Reststoff bzw. Abfall darstellen. Die Auffüllung ausgesteinter Bereiche und die Rekultivierung 
bilden einen integralen Bestandteil des Steinbruchprozesses und werden parallel zum Abbau 
durchgeführt. 

Die im Bereich der Sozial- und Materialcontainer anfallenden Abfälle werden sortenrein 
gesammelt, in dafür vorgesehenen Behältern zwischengelagert und durch einen Fachbetrieb der 
Entsorgung zugeführt. 

Abwasserentsorgung 
Bei der Gewinnung im Steinbruch fallen keine Abwässer im eigentlichen Sinne an. Die auf dem 
Betriebsgelände anfallenden Oberflächenwässer stammen aus Niederschlägen. Sie verdunsten 
und versickern je nach Untergrundbeschaffenheit. Das in der temporären Wasserhaltung 
anfallende Wasser wird anteilig auch für die Staubbindung eingesetzt. Die Bilanzierung des 
Wasserhaushalts wird in Kapitel 5 dargestellt.  

Sanitätsabwässer fallen ausschließlich in der mobilen Baustellentoilette an und werden durch 
einen externen Dienstleister fachgerecht entsorgt. 
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8 Staubimmissionen 
Zur Ermittlung der Staubimmissionen, die durch den erweiterten Betrieb des Steinbruches 
entstehen werden, wurde die öko-control GmbH Schönebeck als eine nach § 29b BImSchG 
zugelassene Messstelle beauftragt Das Gutachten ist den Antragsunterlagen in Abschnitt 7 
beigefügt. Nachstehend sind die Ergebnisse zusammengefasst. 

Zur Beurteilung der Staubimmissionen wird auf die Immissionswerte der TA Luft und der 
39. BImSchV zurückgegriffen. Die TA Luft unterscheidet zwischen Immissionswerten zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit (Nr. 4.2) sowie Immissionswerten zum Schutz vor 
erheblichen Belästigungen oder erheblichen Nachteilen durch Staubniederschlag (Nr. 4.3). 

Tabelle 8-1: Immissionswerte für Stoffe zum Schutz der menschlichen Gesundheit 

Stoff Mitteilungszeitraum 
Konzentration bzw. 

Deposition 

Schwebstaub PM10 Jahr 40 µg/m³ 

Schwebstaub PM10 Tag 50 µg/m³  * 

Schwebstaub PM2,5 Jahr 25 µg/m³  ** 

Staubniederschlag 
(nicht gefährdender Staub) Jahr 0,35 g/m² ∙ d 

* Zulässige Überschreitungshäufigkeit pro Jahr: 35 Tage 
** Seit 2010 Zielwert; ab 2015 Grenzwert nach 39. BImSchV 

Die zu beurteilende Gesamtbelastung setzt sich zusammen aus der Vorbelastung, die ohne den 
Beitrag der zu betrachtenden Anlage vorliegt und der Zusatzbelastung, die durch die zu 
betrachtende Anlage selbst hervorgerufen wird. 

Die Ausbreitungsrechnungen wurden mit dem Programm IMMI 2017 der Firma Wölfel 
Messsysteme Software GmbH & Co durchgeführt. Die Berechnungen erfolgten entsprechend 
dem Referenzmodell AUSTAL2000 (Umweltbundesamt, Ing.-Büro Janicke). Die 
Qualitätsstufe, mit der die Berechnungen durchgeführt wurden sind, betrug +1. 

Die Ausbreitungsrechnung wurde für die Abbauphase 5 durchgeführt. Der Gutachter geht davon 
aus, dass die Staubemissionen und -immissionen in dieser Phase ihr Maximum erreichen. Die 
typische Situation in einem Steinbruch führt dazu, dass die staubverursachenden Vorgänge 
innerhalb einer Geländevertiefung stattfinden, so dass bodennah freigesetzter Staub (diffus) 
teilweise vor Ort bzw. im Nahfeld sedimentiert und somit die Betrachtung eines Zustandes in 
geringster Entfernung zu den Immissionsorten als konservativ angesehen werden kann. 
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Für die Beurteilung der Staubimmissionen im Umfeld des geplanten Steinbruchs wurden die 
folgenden, der Erweiterungsfläche des Steinbruchs Kämpfelbach-Ersingen am nächsten 
gelegenen baulichen Objekte als Immissionsorte betrachtet: 

IO 1 Sondergebiet der Garten- und Gerätehütten (Kleingartenanlage) 
IO 2 Biogasanlage / Landwirtschaftlicher Betrieb 
IO 3 Schelmenäcker 71  
IO 4 Laierbergstraße 40 

In den folgenden Tabellen sind die berechneten Immissionskenngrößen an den Beurteilungs-
punkten zusammengefasst dargestellt. Die Vor- und Zusatzbelastung enthalten bereits den 
Zuschlag für die statistische Unsicherheit laut Rechenprotokoll der Ausbreitungsrechnungen. 

Zur Berechnung des Staubniederschlags werden die Depositionswerte der jeweiligen 
Korngrößenklassen addiert. Die PM10-Konzentration besteht aus der Summe der Einzelwerte 
der Konzentration der Korngrößenklassen pm-1 und pm-2. 

Tabelle 8-2: Ergebnisse der PM10-Konzentration im Jahresmittel 

Beurteilungs-Punkt 
PM10 

Zusatzbelastung 
in µg/m³ 

PM10 
Vorbelastung 

in µg/m³ 

PM10 
Hintergrund 

in µg/m³ 

PM10 
Gesamt 
in µg/m³ 

IO 1 Kleingartenanlage 8,3 - 16,0 24,3 

IO 2 Biogasanlage 0,4 - 16,0 16,4 

IO 3 Schelmenäcker 71 0,2 - 16,0 16,2 

IO 4 Laierbergstraße 40 0,2 - 16,0 16,2 

Irrelevanzschwelle 1,2 Grenzwert 40 

Tabelle 8-3: Ergebnisse der PM2,5-Konzentration im Jahresmittel 

Beurteilungs-Punkt 
PM2,5 

Zusatzbelastung 
in µg/m³ 

PM2,5 
Vorbelastung 

in µg/m³ 

PM2,5 
Hintergrund 

in µg/m³ 

PM2,5 
Gesamt 
in µg/m³ 

IO 1 Kleingartenanlage 2,4 - 11,3 13,7 

IO 2 Biogasanlage 0,1 - 11,3 11,4 

IO 3 Schelmenäcker 71 0,1 - 11,3 11,4 

IO 4 Laierbergstraße 40 0,1 - 11,3 11,4 

Irrelevanzschwelle 0,75 Grenzwert 25 
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Tabelle 8-4: Ergebnisse des Staubniederschlags im Jahresmittel 

Beurteilungs-Punkt 
Staubdep. 

Zusatzbelastung 
in mg/m² d 

Staubdep. 
Vorbelastung 

in mg/m² d 

Staubdep. 
Hintergrund 
in mg/m² d 

Staubdep. 
Gesamt 

in mg/m² d 

IO 1 Kleingartenanlage 28,7 - 80,0 108,7 

IO 2 Biogasanlage 1,0 - 80,0 81,0 

IO 3 Schelmenäcker 71 0,0 - 80,0 80,0 

IO 4 Laierbergstraße 40 0,0 - 80,0 80,0 

Irrelevanzschwelle 10,5 Grenzwert 350 

Die Zusatzbelastung an Schwebstaub und Staubdeposition durch den Betrieb des Steinbruchs 
wurde mittels Ausbreitungsrechnung prognostiziert. Das Immissionsmaximum tritt auf dem 
Betriebsgelände auf. Mit zunehmender Entfernung von den Quellen nimmt die Immissions-
Jahres-Zusatzbelastung rasch ab. 

Auch für Staubniederschlag ergibt sich eine ähnliche Verteilung der Vor- und Zusatzbelastung. 
Auch hier tritt das Maximum auf dem Betriebsgelände auf. 

Die unter Berücksichtigung der Prognoseunsicherheit ermittelten Zusatzbelastungen im Bereich 
der Beurteilungspunkte betragen maximal 8 μg/m³ für PM10 und 2 μg/m³ für PM2,5. Der Wert 
für Staubniederschlag beträgt maximal 29 mg/(m² d).  

Unter Berücksichtigung einer weiträumigen Hintergrundbelastung (Messwerte der Station 
Pforzheim) ist am maßgeblich betroffenen Immissionsort (IO 1) im Jahresmittel ein 
Konzentrationswert von maximal 24 μg PM10/m³ und 14 μg PM2,5/m³ zu erwarten. Von der 
Einhaltung des Immissionsjahreswertes von 40 μg PM10/m³ bzw. 25 μg PM2,5/m³ im 
Jahresmittel kann dem Grunde nach mit großer Sicherheit ausgegangen werden. Die Werte für 
die Staubdeposition liegen unter Berücksichtigung der Hintergrundbelastung mit maximal 
109 mg/m² d ebenfalls mit großer Sicherheit unterhalb des zulässigen Immissionswertes von 
350 mg/m² d. 

Die TA Luft enthält neben den Immissionsgrenzwerten für die Jahresmittelwerte von PM10 auch 
Immissionsgrenzwerte für den Kurzzeitwert (Tagesmittelwert) von PM10, der nicht öfter als 35 
Mal im Kalenderjahr überschritten werden darf. Mit den vorliegenden Eingangsdaten und dem 
eingesetzten Berechnungsverfahren können direkt keine Kurzzeitwerte bestimmt werden.  

In der TA Luft (Kommentierung Nr. 4.7.2) heißt es weiterhin:  

„Ebenfalls als eingehalten gilt der Immissions-Tages-Wert, wenn eine – nicht näher 
beschriebene Auswertung zeigt, dass die zulässige Überschreitungshäufigkeit (z.B. 35 für PM10) 
eingehalten ist (…)“ 
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Basierend auf mehrjährigen PM10-Messungen kann ein statistischer Zusammenhang zwischen 
dem PM10-Jahresmittelwert und der Anzahl an Überschreitungstagen des Immissionswertes für 
den Tag abgeleitet werden1. Danach kann bei einem PM10-Jahresmittel unter 30 μg/m³ davon 
ausgegangen werden, dass die zulässige Anzahl von 35 Überschreitungen eingehalten wird.  

Für sämtliche Aufpunkte kann somit auf Grundlage der in oben dargestellten Zusammenhänge 
geschlussfolgert werden, dass bei einer Gesamtbelastung von maximal 24 μg/m³ der 
Immissions-Tageswert eingehalten ist. 

                                                 

1 „PM10 – Anzahl Überschreitungen Tagesmittel-Grenzwert versus Jahresmittelwert“, Texte 69 / 2013, 

Umweltbundesamt für Mensch und Umwelt, 2013 
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9 Schallimmissionen 
Zur Ermittlung der Schallimmissionen, die durch den erweiterten Betrieb des Steinbruches 
entstehen werden, wurde die öko-control GmbH Schönebeck als eine nach § 29b BImSchG 
zugelassene Messstelle beauftragt. Das Gutachten ist den Antragsunterlagen in Abschnitt 6 
beigefügt. Nachstehend sind die Ergebnisse zusammengefasst. 

Im vorliegenden Fall sind die Immissionsrichtwerte IRW nach § 6.1 der TA Lärm anzuwenden. 
Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um nicht mehr 
als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. Als 
Beurteilungszeitraum für die Tagzeit zählt die Zeitdauer von 06.00 bis 22.00 Uhr. Arbeiten nach 
22.00 Uhr sind nicht beantragt. 

Tabelle 9-1: Immissionsort und dazugehöriger Immissionsrichtwert 

Immissionsort Höhe Gebietseinordnung 
Immissionsrichtwert 
TA Lärm in dB(A) 

Tag Nacht 
IO 1 Kleingartenanlage 

(repräsentativ) 2,0 m Mischgebiet 60 - 

IO 2 Biogasanlage 4,0 m Mischgebiet 60 - 

IO 3 Schelmenäcker 71  6,0 m Allgemeines Wohngebiet 55 - 

IO 4 Laierbergstraße 40  6,0 m Allgemeines Wohngebiet 55 - 

Die Schallausbreitung wurde für die Abbauphasen 1, 3 und 5 untersucht, da die Abbauphasen 2 
und 4 lediglich Zwischenschritte darstellen und davon ausgegangen werden kann, dass in diesen 
Phasen nicht wesentlich mehr oder weniger Lärm verursacht wird. Vielmehr ist anhand der Lage 
des Steinbruchs zu den Immissionsorten zu vermuten, dass in Abbauphase 5 die höchsten 
Lärmbelastungen auftreten. Zur Betrachtung eines worst-case-Szenarios wird das erhöhte 
Transportaufkommen bei der Anlieferung der Fremdmassen nach Abbauende bereits in 
Abbaustand 5, d.h. gleichzeitig zu allen Tätigkeiten des Gewinnungsbetriebes in den 
Berechnungen berücksichtigt. 

Die für die Immissionsorte Garten- und Gerätehütten, landwirtschaftlicher Hof (Biogasanlage) 
sowie die Wohnhäuser Schelmenäcker 71 und Laierbergstraße 40 zugrunde gelegten 
Immissionswerte entsprechen der IRW nach § 61 der TA Lärm. 

Die Immissionswerte nach TA Lärm können an allen Immissionsorten sicher eingehalten 
werden. 

Die Berechnungsergebnisse für die Arbeitsvorgänge Bohren, Laden, Transportieren und 
Abkippen sind in Tabelle 9-2 dargestellt. 

Die Beurteilung des Sprenglärms geht aus der Tabelle 9-3 hervor. 



Schallimmissionen 

 

52 

Tabelle 9-2: Berechnungsergebnisse Abbau 

Immissionsort 
Beurteilungspegel nach 

TA Lärm in dB(A) 
Immissionsrichtwerte nach 

TA Lärm in dB(A) 
Tag Nacht Tag Nacht 

Abbauphase 1 
IO 1   Kleingartenanlage 42 - 60 - 
IO 2   Biogasanlage 36 - 65 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 28 - 55 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 24 - 55 - 

Abbauphase 3 
IO 1   Kleingartenanlage 45 - 60 - 
IO 2   Biogasanlage 33 - 65 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 27 - 55 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 21 - 55 - 

Abbauphase 5 1) 
IO 1   Kleingartenanlage 48 - 60 - 
IO 2   Biogasanlage 35 - 65 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 36 - 55 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 23 - 55 - 

1) inklusive auf 150.000 m³ pro Jahr erhöhter Fremdmassenaufnahme (worst-case-Szenario) 

Tabelle 9-3: Berechnungsergebnisse Sprengung  

Immissionsort 
Beurteilungspegel nach 

TA Lärm in dB(A) 
Immissionsrichtwerte nach 

TA Lärm in dB(A) 
Tag Nacht Tag Nacht 

Sprengung Abbauphase 1 
IO 1   Kleingartenanlage 79 - 90 - 
IO 2   Biogasanlage 73 - 95 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 66 - 85 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 56 - 85 - 

Sprengung Abbauphase 3 
IO 1   Kleingartenanlage 80 - 90 - 
IO 2   Biogasanlage 67 - 95 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 62 - 85 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 54 - 85 - 

Sprengung Abbauphase 5 
IO 1   Kleingartenanlage 88 - 90 - 
IO 2   Biogasanlage 73 - 95 - 
IO 3   Schelmenäcker 71 70 - 85 - 
IO 4   Laierbergstraße 40 58 - 85 - 
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10 Erschütterungen 
Die Gewinnung des Rohstoffes innerhalb der genehmigten und beantragten Erweiterungsfläche 
erfolgt durch Bohr- und Sprengarbeit. Die generell anzuwendenden Sprengparameter wie 
Bohrlochgeometrie und Bohrlochanordnung, Art des Sprengmittel und Zündtechnologie sowie 
die erforderliche kurzzeitige Sperrung der B10 während der Sprengarbeiten basieren auf dem 
der aktuellen Genehmigung zugehörigen sprengtechnischen Gutachten von Dr. Jürgen Wieck 
vom 24.03.2000 und haben weiterhin Bestand. Auf diesen Vorgaben aufbauend wurde unter 
Einbeziehung der zu Grunde liegenden Abbauplanung sowie von Erfahrungen bei Sprengungen 
in der Kalksteingewinnung eine gutachterliche Prognose hinsichtlich der zu erwartenden 
Erschütterungen in der Umgebung des Steinbruches vorgenommen. Die zusammenfassende 
Bewertung des Fachgutachtens (Abschnitt 8 des Genehmigungsantrages) kommt zu 
nachstehendem Ergebnis. 

Für die Beurteilung der Sprengerschütterungen wurden die folgenden, der Erweiterungsfläche 
des Steinbruchs Kämpfelbach-Ersingen am nächsten gelegenen baulichen Objekte als 
Immissionsorte betrachtet: 

IO 1 Sondergebiet der Garten- und Gerätehütten (Kleingartenanlage) 
IO 2 Biogasanlage / Landwirtschaftlicher Betrieb 
IO 3 Schelmenäcker 71  
IO 4 Laierbergstraße 40 

Zur Beurteilung der Sprengerschütterungen wurde die DIN 4150 herangezogen, die bei den 
einzuhaltenden Anhaltswerten nach Gebäudearten bzw. deren Nutzung unterscheidet. Auch 
wenn für die Kleingartenanlage oder die Biogasanlage/Landwirtschaftlicher Betrieb die höheren 
Grenzwerte für Mischgebiete oder gewerblich genutzte Gebäude herangezogen werden 
könnten, wurden zur Erhöhung der Prognosesicherheit bei allen vier betrachteten 
Immissionsorten die geringeren Grenzwerte für Wohnbebauung als Obergrenze berücksichtigt. 

Zur Bestimmung der Einwirkungen bauliche Anlagen wurden die Berechnungsverfahren der 
DIN 4150-3 verwendet. Zur Einhaltung einer maximal zulässigen Schwingungsgeschwindigkeit 
von 5 mm/s (bei 10 Hz) ist ein minimaler Abstand zwischen Sprengort und Immissionsort von 
127 m erforderlich für den Fall, dass die Lademenge pro Zündzeitstufe 112 kg beträgt. Für eine 
geteilte Ladesäule mit 60 kg Sprengstoff je Zündzeitstufe soll ein Minimalabstand zur Bebauung 
von 93 m eingehalten werden. 

Die zur Beurteilung der Sprengimmissionen betrachteten Immissionsorte Biogasanlage, 
Schelmenäcker 71, Laierbergstraße 40 befinden sich in Abständen von rund 500 m bis 900 m 
zur Sprengstelle, so dass die Grenzwerte sicher unterschritten werden. 

An die Kleingartenanlage (IO 1) nähert sich der Steinbruch bis auf ca. 50 m an. Der Grenzwert 
von 5 mm/s wird sicher unterschritten, wenn ab einem Abstand von rund 100 m zur nördlichen 
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Abbaugrenze bzw. 150 m zum IO 1 mit geteilter Ladesäule (60 kg pro Zündzeitstufe) gesprengt 
wird. Ab einer Annäherung an die nördliche Ecke des Erweiterungsfeldes auf unter 50 m bzw. 
100 m zum IO 1 ist eine Überschreitung des Grenzwertes möglich. Es wird daher empfohlen zu 
diesem Zeitpunkt eine Messstation zur Ermittlung der auftretenden Sprengerschütterungen zu 
installieren und in Abhängigkeit der Messergebnisse ggfs. die Gewinnungstechnik anzupassen. 
Möglichkeiten der Anpassung bestehen durch eine weitere Reduzierung der Sprengstoffmenge 
je Zündzeitpunkt oder durch die Umstellung auf eine sprengstofflose Gewinnung, d.h. direkte 
Gewinnung mittels Hydraulikbagger. 

 
  geteilte Ladesäule (60 kg pro Zündzeitstufe) 

  reduzierte Sprengstoffmenge pro Zündzeitstufe oder sprengstofflose Gewinnung 
Abbildung 10-1: Abbauverfahren bei Annäherung an die nördliche Abbaugrenze 

Zur Bestimmung der Einwirkungen auf Menschen im Gebäude wurden die 
Berechnungsverfahren der DIN 4150-2 verwendet.  

Aufgrund der großen Entfernungen zum nächstgelegenen Sprengort an der Grenze des 
Erweiterungsfeldes wird für die Immissionsorte Biogasanlage/Landwirtschaftlicher Betrieb, 
Schelmenäcker 71 und Laierbergstraße 40 ein KBFmax-Wert jeweils kleiner als 1 ermittelt, der 
damit deutlich unterhalb der in der DIN 4150-2 aufgeführten Anhaltswerte für reine 
Wohngebiete (Ao=3) und auch für besonders schutzbedürftige Gebäude liegt. 

Bei Anwendung der vorstehend genannten Vorgaben zur stufenweisen Anpassung der 
Gewinnungstechnik bei Annäherung an die nördliche Grenze der Erweiterungsfläche ergibt sich 
für die Kleingartenanlage bei einer Entfernung von 150 m ein KBFmax-Wert von 2,73 und bei 
100 m ein KBFmax-Wert von 3,00, so dass der in der DIN 4150-2 aufgeführte Anhaltswert für 
reine Wohngebiete (Ao=3) eingehalten wird. Analog zu den vorstehenden Erläuterungen zu 
Einwirkungen auf Gebäude ist bei einer weiteren Annäherung an die Abbaugrenze eine 
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Überschreitung des Anhaltswertes am Immissionsort Kleingartenanlage möglich, so dass 
Messungen der auftretenden Sprengerschütterungen und ggfls. Anpassungen der 
Gewinnungstechnik durchgeführt werden sollen. 
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11 Inanspruchnahme von Objekten und infrastrukturellen 
Einrichtungen 

In Abhängigkeit des Fortschreitens der Abbautätigkeit im geplanten Erweiterungsvorhaben ist 
mit zunehmender Annäherung an die nordöstliche Genehmigungsgrenze ein dort direkt 
anschließender parallel verlaufender landwirtschaftlicher Weg zu verlegen. 

Die genaue Verlegung des Weges sowie die dafür erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen sind 
im Rahmen der landschaftspflegerischen Begleitplanung genauer erläutert (Abschnitt 5 des 
Genehmigungsantrages).  

Eine weitere Inanspruchnahme von Objekten und infrastrukturellen Einrichtungen findet nicht 
statt. 
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12 Umweltverträglichkeit und Rekultivierungskonzept 
Im Rahmen der Projektbearbeitung wurde durch das Planungsbüro Beck & Partner eine 
detaillierte Umweltverträglichkeitsuntersuchung vorgenommen und eine 
Umweltverträglichkeitsstudie (UVS) sowie eine landschaftspflegerische Begleitplanung (LBP) 
erstellt. (Abschnitt 5 und Abschnitt 9 des Antrags) 

Nachstehend sind die wesentlichen Aussagen der allgemeinverständlichen Zusammenfassung 
und Gesamtbetrachtung aufgeführt. 

Obwohl gemäß § 1 (1) des UVPG (Fassung vom 29.07.2017) bei Vorhaben mit einer Größe von 
10-25 ha zunächst eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls die Notwendigkeit einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung klären soll (Anlage 1, Ziffer 2.1.2), hat der Antragsteller sich 
im Einvernehmen mit der Genehmigungsbehörde entschlossen, sofort in ein 
BImSchG-Verfahren mit integrierter Umweltverträglichkeitsprüfung einzutreten. 

In einer Vorantragskonferenz mit Scoping-Termin am 11.07.2017 im Landratsamt in Pforzheim 
wurde mit den Trägern öffentlicher Belange der Untersuchungsumfang im Sinne des 
§ 15 UVPG einvernehmlich festgelegt. 

Für das Schutzgut „Klima“ wurde nach Rücksprache mit den Beteiligten kein eigenständiges 
Gutachten gefordert; hier wurde einerseits aus einem Fachgutachten des DWD zitiert, erstellt in 
Rahmen der Erarbeitung der Staubprognose, und andererseits eigene Erfahrungswerte von 
bereits früher eingeholten Gutachten des Deutschen Wetterdienstes von vergleichbaren 
Vorhaben herangezogen und auf den Standort übertragen. Für das Schutzgut „Kultur- und 
Sachgüter“ war kein Gutachten notwendig, da das Schutzgut nicht betroffen ist. 

Aus den Ergebnissen der Fachgutachten wurde die UVS erarbeitet und eine Risikoanalyse sowie 
eine Prognose von zu erwartenden Wechselwirkungen erstellt. 

Diese UVS soll gemäß UVPG einen Beitrag zur besseren Berücksichtigung der Umweltbelange 
bei der Zulassung des Projektes liefern. 

Das derzeit überwiegend landwirtschaftlich als Dauergrünland/Weide genutzte 
Erweiterungsgebiet südwestlich von Kämpfelbach-Ersingen schließt sich nördlich und 
nordöstlich an die bereits am 12.03.2004 genehmigten Abbauflächen an. 

Die Erweiterung der Abbaufläche wird beantragt, weil bergtechnische Untersuchungen ergaben, 
dass die Inanspruchnahme der Rohstoffsicherungsfläche zu ökonomischen und ökologischen 
Vorteilen führt. So kann z.B. pro Hektar in Anspruch genommene Abbaufläche mehr 
verwertbarer Rohstoff gewonnen werden (von 4,6 ha/Mio. m³ verbessert auf 3,5 ha/Mio. m³). 
Das Material wird vor Ort weder gebrochen noch klassiert, sodass weder ein Vorbrecher noch 
sonstige Aufbereitungsanlagen benötigt werden. Das Vorkommen wird vollständig 
ausgeschöpft. Der Transport des Kalksteins erfolgt zum Nachbarstandort Keltern der Firma 
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NSN Natursteinwerke Nordschwarzwald zur Aufbereitung. So wird die Lärm- und 
Staubentwicklung in der Umgebung zu keinen nennenswerten Beeinträchtigungen führen. Das 
Vorhaben ist in dieser Form alternativlos. Die Nullvariante ist keine Option. 

Das Abbaukonzept sieht die Erschließung der Abbaustätte über den nördlichen aufgelassenen 
Steinbruch an der B 10 vor. Die Anbindung des Steinbruchs an die B 10 erfolgt im Bereich des 
Feldweges Flst.Nr. 13/2 (alte Kreisstraße). Parallel zur B 10 wird für den dauernden Betrieb 
eine Baustraße errichtet. 

In einer ersten Abbauphase wird die 294 m-Sohle über die gesamte Breite des 
Gewinnungsfeldes in nordöstliche Richtung bis an die Erweiterungsgrenze entwickelt. Von da 
aus schreitet der Abbau zunächst in zwei Abbaustufen nach Südosten und anschließend in 
weiteren zwei Stufen nach Nordwesten voran. Insgesamt wird bei einer Jahresproduktion von 
ca. 300.000 t eine Laufzeit von ca. 26,4 Jahren erreicht. 

Für die genehmigte Abbaufläche existiert ein Rekultivierungskonzept, das jedoch für die 
vorliegende Planung überarbeitet werden musste. Das jetzige Rekultivierungskonzept geht von 
einer teilweisen Wiederverfüllung mit anschließender überwiegender landwirtschaftlicher 
Nutzung sowie dem Erhalt von umlaufenden Felswänden im Norden mit einer 
gegenüberliegenden Auffüllböschung aus. Große Teile (Landschaftselemente) des 2004 
genehmigten Konzeptes wurden übernommen und den neuen Gegebenheiten angepasst, wie 
z.B. die zentralen landwirtschaftlichen Nutzflächen und einige Heckenzüge. Auch die 
Felswände und die Böschungen wurden aus diesem Konzept aus naturschutzfachlichen Gründen 
übernommen. 

Durch eine entsprechende Organisation des Abbau- und Auffüllbetriebes kann sichergestellt 
werden, dass nicht nur das anfallende nichtverwertbare Eigenmaterial jeweils ohne 
Zwischenlagerung eingelagert, sondern auch jederzeit Fremdmaterial in größerem Umfang 
angeliefert werden kann. Nach Erreichen des Planums werden die für den Auffüllbetrieb nicht 
mehr benötigten Flächen entsprechend vorbereitet und in die vorgeplanten Folgenutzungen 
überführt. Die insgesamt auf der Eingriffsfläche vorgesehenen Folgenutzungen sind im 
Landschaftspflegerischen Begleitplan ausführlich beschrieben und bewertet. Der 
naturschutzrechtliche Ausgleich kann auf der Fläche erbracht werden und wird sogar leicht 
überkompensiert. Der später notwendig werdende forstrechtliche Ausgleich für den Eingriff in 
ca. 0,19 ha Wald wird zu gegebener Zeit beantragt und voraussichtlich im unmittelbaren 
Anschluss an das Vorhabengebiet im Gew. Bockenbaum auf firmeneigenen Grundstücken 
erbracht. 

Zur Gewinnung des Kalkgesteins werden sog. Großbohrlochsprengungen mit 
Millisekundenzündung durchgeführt, die auf den bisherigen Erfahrungen bei Sprengungen in 
diesem Gestein aufbauen. Werden die Sprengparameter eingehalten, so sind keine 
grenzüberschreitenden Einwirkungen auf Gebäude und Menschen in Gebäuden zu erwarten. 
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Zur Ermittlung der ungünstigsten Geräuschsituationen, die während der Erschließungs- und 
Verfüllungsphase entstehen können, wurde mit Hilfe eines Rechnerprogrammes ein digitales 
Geländemodell erstellt. Es wurden die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm für Tag und Nacht 
verglichen mit den Immissionsbeurteilungspegeln des Ist-Zustands und der Geräuschsituation 
mit Steinbrucherweiterung (gesamt). Die Berechnungsergebnisse zeigen, dass die geltenden 
Immissionsrichtwerte an Immissionsorten (IO 1 - IO 4; Kleingartenanlage, Biogasanlage sowie 
Wohnhäuser Schelmenäcker 71 und Laierbergstraße 40) auch unter Berücksichtigung einer 
Prognoseunsicherheit von ± 3 dB sicher eingehalten werden. Einzelne kurzfristige 
Geräuschspitzen, die den Immissionswert am Tage um mehr als 30 dB und in der Nacht um 
mehr als 20 dB überschreiten, sind auch in Zusammenhang mit Sprengungen nicht zu erwarten.  

Für die Staubimmissionsprognose (Schwebstaub PM10, PM2,5 und Staubniederschlag) wurden 
dieselben Immissionsorte (IO 1 bis IO 4) angenommen. Unter Berücksichtigung aller 
möglichen Emissionsquellen ergaben die Berechnungen, dass die Richtwerte der TA Luft sicher 
eingehalten werden.  

Das Schutzgut „Lebensräume von Tieren und Pflanzen“ wurde in einem 
Landschaftspflegerischen Begleitplan (LBP mit Rekultivierungsplanung) behandelt. Hier wurde 
auch die Eingriffsregelung mit eingriffsmindernden und -ausgleichenden Maßnahmen gemäß 
BNatSchG und die Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange nach § 44 (1) i.V.m. (5) 
BNatSchG vorgenommen. Die Befreiungen aus den Verboten der LSG-Verordnung sowie des 
Biotopschutzgesetzes (§ 33 NatSchG Baden-Württemberg) wurden für den genehmigten Abbau 
bereits im Jahr 2004 erteilt. Die Voraussetzungen für die entsprechenden Befreiungen liegen 
auch in diesem Fall vor. Der Eingriff kann auf der Fläche durch ein ausgewogenes 
Rekultivierungskonzept mit überwiegend landwirtschaftlich genutzten Flächen und 
Heckenpflanzungen sowie umlaufende Felswände mit großen, der Sukzession überlassenen 
Böschungen ausgeglichen und sogar leicht überkompensiert werden. Obstbaumreihen und 
Obstbaumwiesen sowie Grasraine und Feldgehölze werten den Naturraum auf. 

Der forstrechtliche Ausgleich für den Eingriff in ca. 0,19 ha Wald wird voraussichtlich auf 
firmeneigenen Grundstücken im unmittelbaren Umfeld des Vorhabens im Norden (Gew. 
Bockenbaum) erbracht. Dieses Verfahren wird im zeitlichen Zusammenhang mit der 
bevorstehenden Inanspruchnahme der Waldflächen in Abbauphase 5 angegangen. 

Der zeitliche Eingriff in die Landschaft wird durch das permanente Vorhandensein von 
„Wanderbiotopen“ im Steinbruch (bewachsene Halden, Böschungen, Felswände als 
Brutstandort für Vögel etc.) gemäß „Leitfaden“ (MLR, 1997) ausgeglichen. 

Durch das Vorhaben werden bei Berücksichtigung aller Eingriffs-Minderungs- 
und -Vermeidungsmaßnahmen keine Verbotstatbestände nach § 44 (1) i.V.m. (5) BNatSchG 
einschlägig. 
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Das Landschaftsbild und die Erholungseignung wurden ebenfalls im LBP abgehandelt. Das 
Untersuchungsgebiet kann als Landschaftsraum mit durchschnittlicher Vielfalt, Eigenart bzw. 
Schönheit eingeordnet werden. Durch das Rekultivierungskonzept wird das ehemalige 
Landschaftsbild im Eingriffsgebiet im Wesentlichen wiederhergestellt und in Teilen 
landschaftsgerecht neu gestaltet. Die Nutzbarkeit und Zugänglichkeit der Landschaft wird durch 
Verlegung der Wege über den gesamten Abbauzeitraum gewährleistet. In der Endphase der 
Rekultivierung werden die heutigen Wegeverbindungen weitestgehend wieder hergestellt. Die 
Anlage von wegbegleitenden Obstbaumreihen und Heckenzügen wertet das Landschaftsbild 
zusätzlich auf und trägt zur Steigerung des Erholungswertes bei. Das Schutzgut 
„Landschaftsbild/Erholung“ ist gemäß § 15 (2) Satz 2 BNatSchG als ausgeglichen zu 
betrachten. 

Im Untersuchungsgebiet wird der Obere Muschelkalk von Decklehmschichten überlagert. Die 
quartären Schichten werden hier als Löß und Verwitterungslehm des anstehenden Oberen 
Muschelkalks angesprochen. Die Böden werden gemäß BBodSchG und der Arbeitshilfe „Das 
Schutzgut Boden in der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung“ UM 2012) nach ihrer 
Leistungsfähigkeit zur Erfüllung einzelner Bodenfunktionen beschrieben und bewertet. Die 
Bestimmung der Leistungsfähigkeit der im Vorhabengebiet vertretenen Böden wurde an Hand 
von drei bzw. vier Bodenfunktionen geprüft. Für ca. 47 % des Bodens kann wegen des 
Klassenzeichens 7Vg die Bewertungsklasse 4 (Bodenfunktion: „Sonderstandort für naturnahe 
Vegetation“) angesetzt werden. 

Für die restlichen 53 % muss aus den übrigen 3 Bodenfunktionen der arithmetische Mittelwert 
errechnet werden. Nach der Ökokontoverordnung (ÖKVO) ergibt sich ein Gesamtwert von 
1.133.988 Punkten. 

Flächenschonender Umgang sowie ein fachgerechter Ausbau und wieder Einbau des Bodens 
sind als Vermeidungs- bzw. Minderungsmaßnahmen beschrieben. Es wurde ein 
Kompensationsbedarf für die Eingriffsfläche berechnet (s.o.), der durch die geplante 
Rekultivierung gedeckt wird. Wenn die aufgelassene Steinbruchsohle mit der Bewertungszahl 
„1“ durch Auffüllung mit unbelastetem Bodenmaterial, dem abschließenden Auftrag von 
kulturfähigem Unterboden und dem Oberbodenauftrag wie oben beschrieben, weitgehend in den 
Zustand mit einer Bewertungsklasse von „3“ versetzt wird, erhalten die Flächen überwiegend 
einen hohen Wert (Gesamtbewertung: 1.112.800 Ökopunkte). Da auch der Boden der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unterliegt, kann die Überkompensation aus dem 
Schutz „Arten und Lebensgemeinschaften/Biotoptypen“ zu Deckung des leichten Defizites 
herangezogen werden. Es verbleibt ein Defizit von ca. 1,3 % (knapp 15.000 Punkte), das aus 
gutachterlicher Sicht wegen Geringfügigkeit als ausgeglichen angesehen werden kann. 

Zur Erkundung der hydrogeologischen Verhältnisse wurden bereits in den 90er Jahren des 
letzten Jahrhunderts fünf Bohrungen niedergebracht und zu Grundwassermessstellen ausgebaut. 
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Auch Färbeversuche wurden durchgeführt. Das Abbaufeld liegt im Wasserschutzgebiet (Zone 
III) für die Tiefbrunnen Ersingen (Fassungen I und II) und auch im Einzugsgebiet der in der 
Nachbargemeinde Remchingen gelegenen Trinkwasserfassungen „Seewiesenquellen“ und 
„Sperlingshof“. Da die Gewinnung des Wertgesteines im Trockenabbau stattfindet, ist eine 
Gefährdung des Grundwassers als sehr gering einzustufen. Oberflächenwasser ist ohnehin nicht 
betroffen. 

Durch den Gesteinsabbau in Kämpfelbach-Ersingen ist zwischenzeitlich nur von geringfügigen 
Änderungen der klimatischen Verhältnisse sowohl in der näheren als auch in der weiteren 
Umgebung auszugehen. Nur im unmittelbaren Nahbereich um die Abbaufläche herum wird es 
zeitweise zu Änderungen im mikroskaligen Bereich bis zu einem Umkreis von ca. 100 m 
kommen. Veränderungen des mittleren Windfeldes sind in den benachbarten Siedlungsteilen 
nicht zu erwarten. Auch die nächtliche Kaltluftzufuhr in Richtung der nächstgelegenen 
Siedlungsgebiete wird durch den Abbau nicht verändert. Die Auswirkungen der veränderten 
Nutzung der Erweiterungsfläche sowohl insgesamt als auch bezogen auf die klimatischen 
Einzelkriterien werden nur zu geringen Veränderungen des Schutzgutes führen. Bei 
Realisierung der Rekultivierungsplanung ist von einer weitgehenden Wiederherstellung des 
ursprünglichen mesoskaligen Klimas auszugehen. Im Bereich der verbleibenden Felswände 
(Hohlform) ist mit den oben beschriebenen geringen Auswirkungen dauerhaft zu rechnen. Diese 
klimatischen Sonderstandorte sind jedoch aus Naturschutzsicht gewünscht und waren im 
Scopingtermin als solche durch die Genehmigungsbehörde gefordert worden. 

„Kultur- und sonstige Sachgüter“ sind im Gebiet nicht vorhanden, so dass auf deren 
Beschreibung und Bewertung einvernehmlich verzichtet werden konnte. 

In der Risikoabschätzung wird die Eingriffsschwere ermittelt, d.h. es wird der Grad der 
Empfindlichkeit des jeweiligen Schutzgutes (funktionaler Wert) der Beeinträchtigungsintensität 
gegenübergestellt. Von den bearbeiteten Schutzgütern weisen die „Lebensräume für Tiere und 
Pflanzen“ mit einem mittleren funktionalen Wert bei gleichzeitig mittlerer 
Beeinträchtigungsintensität das insgesamt größte Risiko auf. Dieses Risiko kann jedoch durch 
die vorgesehenen Minimierungs- und Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der stufenweisen 
Rekultivierung, die im LBP (Abschnitt 9 des Antrags) ausführlich beschrieben sind, 
kompensiert werden. Dabei finden einige Maßnahmen bereits im Vorgriff oder in einem frühen 
Stadium des Eingriffes statt (z.B. Heckenpflanzungen). Durch die vorgesehenen Maßnahmen 
ist der Eingriff letztendlich schutzgutübergreifend (mit dem „Boden“) kompensiert. 

Für die übrigen Schutzgüter ergibt sich ein geringes Risiko, da hier durch die Einhaltung der 
gesetzlichen Grenzwerte einerseits und den schonenden Umgang mit den Ressourcen 
andererseits die durchaus bestehenden geringen Risiken minimiert bzw. vermieden werden. 

Die Veränderung eines Schutzgutes hat oft auch Auswirkungen auf andere Schutzgüter 
(Wechselwirkungen). Der unumgängliche Bodenabtrag bringt die Entfernung der Vegetation 
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und damit der Biotoptypen und Nutzungsformen mit sich. Dem wirtschaftenden Menschen 
werden sukzessive, aber befristet landwirtschaftliche Nutzflächen, Grünland und Weiden 
entzogen. Nach Umsetzung der Rekultivierungsplanung ist die weitgehende Nutzung der 
Ackerflächen wieder möglich. Die Funktion des Gebietes als kaltluftproduzierende Fläche ist 
nur von untergeordneter Bedeutung, so dass sich der Bodenabtrag nicht auf die klimatischen 
Verhältnisse in der weiteren Umgebung auswirkt. Die zwischenzeitliche Umwandlung eines 
Ackerstandorts in einen Steinbruch hat allerdings im mikroskaligen Bereich (ca. 100 m) eine 
nicht unwesentliche Bedeutung für das Mikroklima. Dies machen sich allerdings für den 
Naturraum „neue“ Tiere und Pflanzen zu Nutze, die auf solch extreme Standortbedingungen 
angewiesen bzw. spezialisiert sind („Wanderbiotope“ und später Felswandbewohner). In der 
aktuellen Folgenutzungsplanung bleibt mit den Felswänden und den trockenen, mageren 
Kalkstandorten auf der Auffüllböschung für diese Arten ein Refugium in der 
Steinbruchfolgelandschaft erhalten. 

Es sind keine Auswirkungen des Vorhabens, die aufgrund von dessen Anfälligkeit für schwere 
Unfälle oder Katastrophen möglich sein könnten, zu erwarten. 

Sekundäreffekte sind neben dem Arbeitsplatzerhalt für die Mitarbeiter der Firma Sämann durch 
den vorgesehenen Gesteinsabbau, die Möglichkeit der weiterhin unbedenklichen Entsorgung 
von nicht belastetem Erdaushub für den Landkreis Enzkreis durch die Wiederverfüllung. 
Außerdem wird durch den geplanten Abbau innerhalb des laut Teilregionalplan 
Rohstoffsicherung „schutzbedürftigen Bereiches für den Abbau oberflächennaher Rohstoffe“ 
der Rohstoffsicherung des Landes Rechnung getragen. 
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